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Um die Herausforderungen der Corona-Pandemie, der Klimakrise und der Digitalisierung zu bewältigen, hat 

die aktuelle Bundesregierung aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP in ihrem Koalitionsvertrag enorme 

Investitionen in den Bereichen Klimaschutz, Digitalisierung, Bildung und Forschung sowie Infrastruktur an-

gekündigt. Im Zuge des russischen Angriffs auf die Ukraine hat die Bundesregierung zudem in einem beispiellosen 

Schritt ein Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für Investitionen in die Bundeswehr beschlossen.

Allerdings hat die Vergangenheit gezeigt, dass das bloße Erkennen eines Investitionsbedarfs und die Bereitstellung 

finanzieller Mittel von staatlicher Seite allein nicht ausreichen, um notwendige Investitionen effizient und effektiv vor-

anzutreiben. Oftmals werden die bereitgestellten finanziellen Mittel nur schleppend abgerufen. Beispielsweise verlief 

der Ausbau der digitalen Infrastruktur, insbesondere des Glasfasernetzes, trotz der Bereitstellung von Fördergeldern 

in Milliardenhöhe bisher sehr schleppend. Seit 2015 stellt der Bund insgesamt zwölf Milliarden Euro für die Breit-

bandförderung zur Verfügung, davon wurden bis September 2021 neun Milliarden Euro bewilligt, allerdings erst elf 

Prozent des Gesamtvolumens tatsächlich ausgezahlt.

Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Studie, welche Rahmenbedingungen gegeben sein müssen und 

welche Erfolgsfaktoren die Bundesregierung bei der Umsetzung von öffentlichen Investitionen und Förderprogram-

men übernehmen sollte, um die geplanten Zukunftsinvestitionen möglichst effizient und effektiv voranzutreiben. 

Diese Untersuchung erfolgt am Beispiel von fünf zentralen Innovationsvorhaben der aktuellen Bundesregierung:

• Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur

• Ausbau der Glasfaserinfrastruktur

• Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz und Quantentechnologie

• Förderung des Städtebaus

• Verwaltungsmodernisierung

Basierend auf einer umfassenden Analyse der Literatur werden interne Erfolgsfaktoren und externe Rahmenbe-

dingungen identifiziert, die für eine effektive Umsetzung von allen staatlichen Förderungen und Investitionen von 

entscheidender Bedeutung sind. Erfolgsfaktoren bezeichnen dabei (interne) Faktoren, die unmittelbar die Ausgestal-

tung und Verwaltung der Förderprogramme und Investitionen betreffen und daher von der Bundesregierung direkt 

gesteuert werden können. Rahmenbedingungen bezeichnen hingegen externe Faktoren im Umfeld der Fördermaß-

nahmen, die maßgeblichen Einfluss auf die effektive Umsetzung der Fördermaßnahmen ausüben können. Auch wenn 

die Bundesregierung die externen Rahmenbedingungen nicht in gleicher Weise direkt kontrolliert wie die internen 

Faktoren, kann die Bundesregierung durch die Ausgestaltung der Förderprogramme auch auf die externen Rahmen-

bedingungen einwirken.

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Öffentliche Investitionen und Förderungen sollten von einer ganzheitlichen Strategie geleitet sein, die 

sich an den externen Rahmenbedingungen orientiert (Makro-Trends, Wettbewerbs- und Marktstruktur, Infrastruktur, 

Akzeptanz) und die Herausforderungen, die sich aus diesen Rahmenbedingungen ergeben, vorausschauend adres-

sieren. Außerdem sollten im Rahmen der strategischen Planung klare Ziele formuliert werden und sowohl Konflikte 

als auch Komplementaritäten zwischen den Zielen herausgearbeitet werden.

Adaptives Management: Die Strategie sollte im wechselseitigen Austausch mit einem kontinuierlichen Monitoring-

Prozess stehen, der sich an den in der strategischen Planung festgelegten Indikatoren orientiert. Das kontinuierliche 

Monitoring liefert somit die Informationsbasis, um frühzeitig auf Umsetzungshemmnisse reagieren zu können und 

EXECUTIVE SUMMARY 
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um die Ausgestaltung der Maßnahmen entsprechend anzupassen. Erfahrungen aus dem Städtebau zeigen, dass es 

besonders erfolgsversprechend ist, externe Expert/-innen zur Evaluation heranzuziehen und ein programmübergrei-

fendes Evaluierungskonzept anzuwenden.

Kompetenz und Kapazität: In der öffentlichen Verwaltung fehlen – insbesondere auf kommunaler Ebene – häufig 

die personellen Ressourcen, aber auch das institutionelle Wissen und die technischen Fähigkeiten, um Fördermaß-

nahmen effizient umzusetzen. Dies hat bisher vor allem die Umsetzung der Förderprogramme im Ladesäulenausbau 

und im Städtebau gehemmt. Die aktuelle Bundesregierung hat diese Problematik erkannt und sich im Koalitions-

vertrag das ambitionierte Ziel gesetzt, die Verfahrensdauer mindestens zu halbieren. Gleichzeitig sollten Kommunen 

dabei unterstützt werden, zentrale Schlüsselkompetenzen regional zu bündeln. Hier ist die von der Bundesregierung 

geplante Stärkung von kommunalen Netzwerken beim Ladesäulenausbau positiv hervorzuheben.

Bund-Länder-(Kommunen)-Koordination: In einem dezentral organisierten Staat wie der Bundesrepublik Deutsch-

land ist die Abstimmung zwischen den Verwaltungsebenen eine zentrale Voraussetzung für eine effektive Umsetzung 

von Förderungen und Investitionen. Die Schaffung einer zentralen Koordinationsstelle hat sich bspw. beim Lade-

säuleninfrastrukturausbau und der Verwaltungsmodernisierung als sinnvoll erwiesen und könnte als Vorbild für die 

anderen drei Innovationsvorhaben dienen.

Externe Rahmenbedingungen

»Makro«-Trends und -Entwicklungen: In der strategischen Planung der Investitionsvorhaben sollten Makro-Trends 

wie die zunehmende Digitalisierung and die Transformation hin zur Klimaneutralität stets berücksichtigt werden. 

So wird die fortschreitende Digitalisierung bspw. die Nachfrage nach schnellem, flächendeckendem Internet weiter 

steigern und sollte bei der Ausgestaltung des Ausbauplans für die Glasfaserinfrastruktur mitgedacht werden. Tech-

nologische Entwicklungen sollten in allen fünf Investitionsvorhaben daher im Rahmen des Adaptive Monitoring regel-

mäßig evaluiert werden, und die Förderprogramme entsprechend angepasst werden.

Wettbewerbs- und Marktstrukturen: Bei der Ausgestaltung der öffentlichen Investitionen und Förderprogramme 

sollten Markt- und Wettbewerbsstrukturen explizit miteinbezogen werden. Es sollte grundsätzlich darauf geachtet 

werden, dass die Fördermaßnahmen nicht zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führen oder Konzentrationsten-

denzen auslösen. In drei der untersuchten Innovationsvorhaben (Ausbau der Glasfaserinfrastruktur, Ausbau der 

Ladesäuleninfrastruktur, Verwaltungsmodernisierung) bestehen besonders hohe Risiken der Konzentration bzw. 

Monopolisierung der Anbieterlandschaft. Daher sollte die aktuelle Bundesregierung konkrete Maßnahmenvorschläge 

entwickeln, wie der Wettbewerb gestärkt werden kann.

Akzeptanz: Die Effektivität der staatlichen Fördermaßnahmen hängt stark von der Akzeptanz in der breiten Bevöl-

kerung. Besonders bei den vier Innovationsvorhaben, die primär den Einsatz von neuartigen Technologien vorse-

hen (Glasfaserinfrastruktur, Ladesäuleninfrastruktur, Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz und Quantentechnologie, 

Verwaltungsmodernisierung), sind Technologieakzeptanz sowie Nutzer/-innenfreundlichkeit essenziell. Es ist daher 

wichtig, dass die Bundesregierung bei allen fünf Innovationsvorhaben im Koalitionsvertrag akzeptanzfördernde Maß-

nahmen festgehalten hat. 

Infrastruktur: Bei zwei der fünf untersuchten Innovationsvorhaben (Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz und Quanten-

technologie, Verwaltungsmodernisierung) stellt die digitale Infrastruktur (Netzabdeckung, Übertragungsgeschwindig-

keit) die zentrale Rahmenbedingung dar, weshalb die zwei Vorhaben strategisch eng mit dem Ausbau der Glasfaser-

infrastruktur verknüpft werden sollten und der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur von der neuen Bundesregierung 

prioritär vorangetrieben werden sollte. Eine weitere infrastrukturelle Rahmenbedingung, die besonders für den 

Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur relevant ist, ist der Ausbau der Wind- und Solarenergie sowie der Ausbau der 

Stromnetze.
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1. EINLEITUNG 

In Deutschland wird schon länger über Investitions-

schwäche und einen hohen Nachholbedarf an Investi-

tionen in die Infrastruktur diskutiert. Diese Diskussion 

hat in den letzten Jahren durch die Herausforderungen, 

die sich aus der zunehmenden Digitalisierung und dem 

Klimawandel ergeben, zusätzlich Fahrt aufgenommen. 

In der Politik, Wissenschaft und Wirtschaft ist man sich 

weitgehend einig, dass große öffentliche und private In-

vestitionen notwendig sind, um Deutschlands Klimaziele 

zu erreichen und in einer digitalen Zukunft wettbewerbs-

fähig zu bleiben.

In ihrem Koalitionsvertrag erkennt und adressiert die 

Bundesregierung aus SPD, Bündnis 90/Die Grünen und 

FDP die Corona-Pandemie, die Klimakrise, die Digita-

lisierung sowie die demographische Entwicklung als 

zentrale Herausforderungen für Deutschland in den 

kommenden Jahren. Zur Bewältigung dieser Aufgaben 

sind enorme Investitionen in den Bereichen Klimaschutz, 

Digitalisierung, Bildung und Forschung sowie Infra-

struktur geplant. Öffentliche Ausgaben sollen dafür im 

Rahmen der gesetzlichen Schuldenbremse bereitgestellt 

werden, wobei ein genauer Investitionsumfang nicht 

genannt wird. Weiterhin sollen private Mittel aktiviert 

werden, unter anderem durch eine Anpassung und Ver-

besserung des bisherigen Förderinstrumentariums (SPD, 

Bündnis 90/Die Grünen, FDP 2021).

Zudem hat die Bundesregierung im Zuge des russischen 

Angriffs auf die Ukraine in einem beispiellosen Schritt 

ein Sondervermögen von 100 Milliarden Euro für die 

Finanzierung bedeutsamer Ausrüstungsvorhaben be-

schlossen, das zusätzlich zum Verteidigungshaushalt 

in enger Abstimmung mit dem Bundestag festgelegte 

Großvorhaben der Bundeswehr finanzieren soll. Gleich-

zeitig ergeben sich aus der geopolitischen »Zeiten-

wende« und dem Ziel, die Energie-Abhängigkeit von 

Russland schnellstmöglich zu reduzieren, weitere Inves-

titionsbedarfe wie z.B. der bereits angekündigte Bau von 

zwei LNG-Terminals.

Dabei hat die Vergangenheit gezeigt, dass das bloße 

Erkennen eines Investitionsbedarfs und die Bereitstel-

lung finanzieller Mittel von staatlicher Seite allein nicht 

ausreichen, um notwendige Investitionen effizient und 

effektiv voranzutreiben. Oftmals werden die bereitge-

stellten finanziellen Mittel nur schleppend abgerufen. 

Dieser schleppende Mittelabruf zeigt sich im Bereich 

des Klimaschutzes beispielsweise beim Sofortpro-

gramm »Saubere Luft 2017–2020», das darauf abzielte, 

Kommunen mit insgesamt 1,5 Milliarden Euro bei der 

Umstellung auf emissionsarme Mobilitätsangebote zu 

unterstützen. Im Rahmen des Förderprogramms war für 

die Hardware-Nachrüstung von Dieselbussen mit einem 

Abgasreinigungssystem eine Fördersumme von 107 

Millionen Euro vorgesehen, wobei bis zu 80 Prozent der 

Kosten und maximal 20.000 Euro pro Fahrzeug erstat-

tungsfähig waren. Bis zum Ende des Sofortprogramms 

wurden allerdings nur 91 Projekte gefördert und insge-

samt 27 Millionen Euro bewilligt (BMDV 2021a).

Der Ausbau der digitalen Infrastruktur, insbesondere 

des Glasfasernetzes, verlief trotz der Bereitstellung 

von Fördergeldern in Milliardenhöhe bisher ebenfalls 

sehr schleppend. Seit 2015 stellt der Bund insgesamt 

zwölf Milliarden Euro für die Breitbandförderung zur 

Verfügung, davon wurden bis September 2021 neun 

Milliarden Euro bewilligt, allerdings erst 11 Prozent des 

Gesamtvolumens tatsächlich ausgezahlt. Auch das 

Rekord-Konjunkturprogramm in Höhe von 130 Milliarden 

Euro, das im Juni 2020 angekündigt wurde und die Fol-

gen der Corona-Pandemie für die deutsche Wirtschaft 

abmildern soll, ist bisher nicht so stark nachgefragt wie 

erwartet. Expliziter Fokus der Förderung waren kommu-

nale Vorhaben in den Bereichen Klimaschutz und Digita-

lisierung und das Vorziehen von Zukunftsinvestitionen in 

den Kommunen (Seibel 2020).

Ein zentrales Hemmnis für Zukunftsinvestitionen ist das 

mangelnde Tempo in Planungs- und Genehmigungsver-

fahren. Die Bundesregierung setzt genau an diesem Hebel 

an und nimmt sich vor, den Zeitaufwand für die Planung 

und Genehmigung von Zukunftsprojekten zu halbieren. 

Diese Beschleunigung der Prozesse soll durch entspre-

chende Gesetzesänderungen sowie die Ausweitung der 

technischen und personellen Kapazitäten in Behörden 

und Gerichten ermöglicht werden. Laut dem Beschluss 

der ersten Kabinettsklausur im Januar 2022 sollen die da-

für notwendigen Anpassungen in der ersten Jahreshälfte 

vorgenommen werden (Bundesregierung 2022).
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Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Stu-

die, welche Rahmenbedingungen gegeben sein müssen 

und welche Erfolgsfaktoren die Bundesregierung bei der 

Umsetzung von öffentlichen Investitionen und Förderpro-

grammen übernehmen sollte, um die geplanten Zukunfts-

investitionen möglichst effizient und effektiv voranzu-

treiben. Diese Untersuchung erfolgt am Beispiel von fünf 

zentralen Innovationsvorhaben der aktuellen Bundesre-

gierung1:

• Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur

• Ausbau der Glasfaserinfrastruktur

• Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz 

und Quantentechnologie

• Förderung des Städtebaus

• Verwaltungsmodernisierung

Im nächsten Kapitel werden zunächst allgemeine Rah-

menbedingungen und Erfolgsfaktoren identifiziert, die 

für effektive und effiziente Förderungen und Investitio-

nen von entscheidender Bedeutung sind. Während diese 

Rahmenbedingungen und Erfolgsfaktoren grundsätz-

lich für alle Investitionsvorhaben der Bundesregierung 

relevant sind, gibt es spezifische Unterschiede in der 

genauen Ausgestaltung zwischen den verschiedenen 

Investitionsvorhaben. Daher werden die fünf Investitions-

vorhaben im anschließenden Kapitel zunächst kurz 

beschrieben, und daraufhin überprüft, inwiefern die 

jeweiligen Rahmenbedingungen und Erfolgsfaktoren 

gegeben sind, und wo noch Verbesserungspotential 

besteht. Im letzten Kapitel werden die Erkenntnisse der 

vorangegangenen Analyse gebündelt, um Schlussfolge-

rungen dazu abzuleiten, wie die deutsche Förder- und 

Investitionspolitik verbessert werden kann, um wichtige 

Zukunftsinvestitionen effektiv auf den Weg zu bringen.

1 Da die Selektion und Analyse der Investitionsvorhaben im März 2022 bereits weitgehend abgeschlossen war, sind die im Rahmen des 
Sondervermögens geplanten Investitionen in die Bundeswehr nicht Gegenstand dieser Studie. 
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2. RAHMENBEDINGUNGEN 
UND ERFOLGSFAKTOREN FÜR 
EFFEKTIVE INVESTITIONEN 
UND FÖRDERUNGEN

D ieses Kapitel legt das theoretische Fundament 

für die folgende Untersuchung der einzelnen In-

vestitionsvorhaben. Basierend auf einer umfas-

senden Analyse der Literatur (insbesondere des OECD 

Leitfadens für effektive öffentliche Investitionen (OECD 

2014)), werden interne Erfolgsfaktoren und externe 

Rahmenbedingungen identifiziert, die für eine effektive 

Umsetzung von allen staatlichen Förderungen und Inves-

titionen von entscheidender Bedeutung sind. Da sich die 

verschiedenen Investitionsvorhaben der neuen Bundes-

regierung in vielerlei Hinsicht voneinander unterscheiden 

– von einer Förderung der Ladesäuleninfrastruktur bis 

hin zu direkten staatlichen Investitionen in die Verwal-

tungsmodernisierung – sollten diese Rahmenbedingun-

gen und Erfolgsfaktoren möglichst allgemeingültig sein, 

und sind daher notwendigerweise auch abstrakt. Die 

genaue Ausgestaltung der einzelnen Rahmenbedingun-

gen und Erfolgsfaktoren wird im nächsten Kapitel jeweils 

spezifisch für die einzelnen Investitionsvorhaben be-

trachtet.

Erfolgsfaktoren bezeichnen dabei (interne) Faktoren, die 

unmittelbar die Ausgestaltung und die Verwaltung der 

Förderprogramme und Investitionen betreffen und daher 

von der Bundesregierung und den zuständigen Behör-

den direkt gesteuert werden können. Rahmenbedingun-

gen bezeichnen hingegen externe Faktoren im Umfeld 

der Fördermaßnahmen, die nicht direkt von der Bundes-

regierung kontrolliert werden, die jedoch maßgeblichen 

Einfluss auf die effektive Umsetzung der Fördermaß-

nahmen ausüben können und daher bei der Ausgestal-

tung der Maßnahmen unbedingt berücksichtigt werden 

müssen. Auch wenn die Bundesregierung die externen 

Rahmenbedingungen nicht in gleicher Weise direkt 

kontrolliert wie die internen Faktoren, kann die Bundes-

regierung durch die Ausgestaltung der Förderprogramme 

auch auf die externen Rahmenbedingungen einwirken. 

Daher bestehen wichtige wechselseitige Verknüpfungen 

zwischen den internen Erfolgsfaktoren und den externen 

Rahmenbedingungen, die über den Erfolg von Förder-

programmen entscheiden. Ein zentraler Erfolgsfaktor ist 

»Makro«-Trends und
Entwicklungen

Wettbewerbs- und
Marktstrukturen

Infrastruktur Akzeptanz

Bund-Länder-Kommunen
Koordination

Kompetenz und
Kapazität

Strategie

Adaptives
Management

M
onitoring

Abb. 1: Schematische Darstellung der Erfolgsfaktoren und Rahmenbedingungen Türkis: Externe Rahmenbedingungen
Magenta: Interne Erfolgsfaktoren
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beispielsweise die Entwicklung einer gesamtheitlichen 

Strategie zur Umsetzung der Investitionsvorhaben, wel-

che wiederum externe Rahmenbedingungen wie aktuelle 

Makro-Trends und Entwicklungen sowie die gesellschaft-

liche Akzeptanz berücksichtigen sollte, aber gleichzeitig 

auch durch bestimmte Maßnahmen die Akzeptanz der 

Fördermaßnahmen steigern kann. Genauso kann die 

Regierung beispielsweise auf die Rahmenbedingung der 

Wettbewerbs- und Marktstrukturen einwirken, in dem sie 

Markteintrittsbedingungen verbessert. 

Abbildung 1 zeigt eine schematische Darstellung der 

identifizierten internen Erfolgsfaktoren und externen Rah-

menbedingungen, inklusive der jeweiligen Verknüpfungen. 

Interne Erfolgsfaktoren 

Strategie: Ein zentraler Erfolgsfaktor besteht darin, dass 

öffentliche Investitionen und Förderungen von einer 

ganzheitlichen Strategie geleitet sind (OECD 2014). Die 

Strategie sollte sich dabei an den externen Rahmenbe-

dingungen orientieren (Makro-Trends, Wettbewerbs- und 

Marktstruktur, Infrastruktur, Akzeptanz) und die Heraus-

forderungen, die sich aus diesen Rahmenbedingungen 

ergeben, vorausschauend adressieren. Genauso sollten 

komplementäre Voraussetzungen, beispielsweise in der 

Infrastruktur, frühzeitig erkannt und eingeplant werden 

(Charbit und Gamper 2015).

Außerdem sollten im Rahmen der strategischen Planung 

klare Ziele formuliert werden und sowohl Konflikte als 

auch Komplementaritäten zwischen den Zielen heraus-

gearbeitet werden. Eine klare Formulierung der Ziele 

ermöglicht eine ergebnisorientierte und vorausschauende 

Gestaltung der Fördermaßnahmen. Konkrete Ziele dienen 

zudem als Maßstab für das kontinuierliche Monitoring 

des Projektfortschritts, welches die Grundlage für das 

adaptive Management (ein weiterer wichtiger Erfolgsfak-

tor, siehe unten) bildet (Mizell und Allain-Dupre 2014).

Adaptives Management: Die strategische Planung sollte 

im wechselseitigen Austausch mit kontinuierlichen Moni-

toring- und Evaluations-Prozessen stehen. Das Monito-

ring orientiert sich dabei an den im Rahmen der strategi-

schen Planung festgelegten Indikatoren, die als Maßstab 

für die Umsetzung der Maßnahmen und die Erreichung 

der zuvor definierten Ziele dienen. Dazu ist es notwendig, 

einheitliche Definitionen und Maßstäbe zu verwenden. 

Gerade in lernenden und dynamischen Entscheidungs-

prozessen sollten belastbare und aktuelle Daten ver-

fügbar sein, um die Anpassung von Programmen evi-

denzbasiert vornehmen zu können. Das kontinuierliche 

Monitoring liefert somit die Informationsbasis, um früh-

zeitig auf Umsetzungshemmnisse reagieren zu können 

und um die Ausgestaltung der Maßnahmen entsprechend 

anzupassen. Neben den Umsetzungshemmnissen, die 

sich direkt aus dem Design der Fördermaßnahmen erge-

ben, kommt es beim adaptiven Management darauf an, 

auch externe Entwicklungen (siehe Rahmenbedingung: 

Makro-Trends und Entwicklungen) zu beobachten und 

daraufhin zu prüfen, inwiefern beispielsweise technologi-

sche Entwicklungen eine Neuausrichtung der Fördermaß-

nahmen erfordern (OECD 2014). 

Kompetenz und Kapazität: Die Effizienz und Wirk-

samkeit von öffentlichen Investitionen werden ganz 

entscheidend durch die Kompetenz und Kapazitäten 

in der öffentlichen Verwaltung determiniert. Personelle 

Engpässe bestehen häufig in den unteren Verwaltungs-

ebenen, insbesondere in Kommunen. Hier fehlen häufig 

die personellen Ressourcen, aber auch das institutionelle 

Wissen und die technischen Fähigkeiten, um Förderbe-

darfe zu identifizieren, Ausschreibungen durchzuführen 

und die Umsetzung der Investitionsvorhaben zu koor-

dinieren (Charbit und Gamper 2015). Kommunen haben 
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oftmals große Schwierigkeiten, qualifiziertes Personal 

zu finden oder zu halten, das diesen Aufgaben gerecht 

wird. Dieses Problem wird durch die knappen finanziel-

len Ressourcen in den Kommunen sowie den Fachkräf-

temangel verschärft. 

Die Kompetenz und Kapazität der Verwaltung können 

durch verschiedene Maßnahmen gesteigert werden. Ei-

nerseits können Kommunen durch die Bündelung zentra-

ler Schlüsselkompetenzen sicherstellen, dass benötigte 

Kompetenzen regional verfügbar sind, ohne dass diese 

Kompetenz allein von einer Kommune bereitgestellt und 

getragen werden muss. Interkommunale Zusammen-

schlüsse in der Personalplanung können somit dazu bei-

tragen, die Kompetenz- und Personaldefizite einzelner 

Kommunen abzubauen (Mizell und Allain-Dupre 2014). 

Andererseits trägt auch die Entbürokratisierung der 

Fördermaßnahmen und die Vereinfachung der Genehmi-

gungsprozesse zu einer Entlastung der Verwaltung und 

einer beschleunigten Umsetzung der Maßnahmen bei.

Bund-Länder-(Kommunen)-Koordination: In einem 

dezentral organisierten Staat wie der Bundesrepublik 

Deutschland ist die Abstimmung zwischen den Ver-

waltungsebenen eine zentrale Voraussetzung für einen 

handlungsfähigen Staat. Insbesondere im Bereich der 

öffentlichen Investitionen und Förderungen sind Ko-

ordination und Informationsaustausch zwischen Bund, 

Ländern und Kommunen essenziell für eine effiziente 

und effektive Umsetzung der Maßnahmen. Im Rah-

men der vertikalen Koordination sollten zunächst die 

Interessen und Ziele der Investitionspolitik aneinander 

angeglichen werden. Dazu ist es notwendig, die regio-

nalen Besonderheiten und Bedürfnisse zu kennen und 

politische Prioritäten zu diskutieren. Spezielle Dialog-

plattformen können den Austausch von Informationen 

zwischen Bund, Ländern und Kommunen erleichtern 

und die Fragmentierung der Investitionspraxis auf den 

verschiedenen Ebenen verhindern (Charbit und Gamper 

2015). Sowohl die vertikale Koordination als auch der 

horizontale Austausch sollten dazu beitragen, dass der 

Fragmentierung zwischen den verschiedenen Kommu-

nen und Ländern entgegengewirkt wird und bundesweit 

einheitliche Standards umgesetzt werden. 

Externe Rahmenbedingungen  

»Makro«-Trends und -Entwicklungen: Investitions-

förderung, die auf einer realistischen Einschätzung und 

Berücksichtigung gesellschaftlicher Trends und Entwick-

lungen basiert, kann eine größere Wirkung entfalten. Die 

strategische Planung und Ausgestaltung der Fördermaß-

nahmen sollten aktuelle Entwicklungen daher explizit 

miteinbeziehen und aktiv gestalten und ihnen nicht 

entgegenwirken. Insbesondere Förderprogramme, die 

nicht zeitnah dem technologischen Fortschritt angepasst 

werden und dadurch bspw. eine bereits veraltete Tech-

nologie fördern, können ihre geplante Wirkung verfehlen, 

da sie einem dynamischen Marktumfeld hinterherhin-

ken. Umso wichtiger wird in solchen Fällen die interne 

Fähigkeit zum Adaptiven Management und die flexible 

Anpassung von Programmen an externe Trends (Mizell 

und Allain-Dupre 2014).

Wettbewerbs- und Marktstrukturen: Bei der Ausge-

staltung von staatlichen Investitionsprogrammen sollten 

zudem die bestehenden Wettbewerbs- und Marktstruk-

turen berücksichtigt werden. So unterscheiden sich die 

die optimale Ausgestaltung bzw. Bedarfe für staatliche 

Fördermittel je nach Unternehmensgröße. Für Märkte, 

die bspw. überwiegend von Start-Ups und KMUs be-

dient werden, sollte die staatliche Förderung speziell auf 

die Bedürfnisse der Start-Ups und KMUs zugeschnit-

ten sein (Koppel, Brem und Bican 2017). Des Weiteren 

bergen die staatlichen Investitionsförderungen – je nach 

Ausgestaltung – die Gefahr einer Konzentration oder gar 

Monopolisierung der Anbieterstruktur. In diesen Fällen 

sollten geeignete Gegenmaßnahmen ergriffen werden, 

um den Wettbewerb zu stärken, da eine monopolarti-

ge Anbietersituation zu höheren Preisen führt und die 

Innovationstätigkeit der Unternehmen schwächt (Skibbe 

2018). Öffentliche Investitionen sollten zudem grund-

sätzlich so gestaltet werden, dass privatwirtschaftliche 

Investitionen nicht ersetzt oder ausgebremst werden 

(Crowding Out), sondern bestenfalls zusätzlich gehebelt 

werden. 

Akzeptanz: Die Akzeptanz eines Investitionsvorhabens 

bei den Bürger/-innen, aber auch bei weiteren Stake-

holder-Gruppen wie Kommunen, Unternehmen oder For-

schungseinrichtungen ist entscheidend für die effektive 

Umsetzung von Förderprogrammen (Mizell und Allain-

Dupre 2014). Diese Bedingung ist eng verknüpft mit der 

Ausrichtung von Förderprogrammen an »Makro«-Trends 

und Entwicklungen. Projekte, die einer allgemeinen 

gesellschaftlichen Entwicklung widersprechen, können 

dabei genauso wenig Akzeptanz in der Bevölkerung 

finden wie solche Projekte, die bestimmte Bevölkerungs-

gruppen bevorteilen oder ihnen schaden. Dies kann im 

Extremfall zu großen Bürgerprotesten führen, wie man 

sie beispielsweise häufig im Kontext von Infrastruktur-
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großprojekten beobachten kann (Eck, et al. 2015).

Um die Akzeptanz der Investitionsvorhaben frühzeitig 

zu prüfen, sollte eine transparente Informationspolitik 

gegenüber der Öffentlichkeit angestrebt werden. Auch 

sollte die Bevölkerung vor Ort stärker in Investitionsvor-

haben einbezogen werden und die Möglichkeit erhalten, 

von Beginn an am Entscheidungsprozess mitzuwirken. 

Bürgerbeteiligungen können auf diese Art und Weise 

nicht nur das Vertrauen von Regierungen und Behörden 

stärken, sondern auch die Qualität von Planungs- und 

Umsetzungsprozessen verbessern (Mizell und Allain- 

Dupre 2014).

Infrastruktur: Eine effektive Umsetzung von öffentlichen 

Investitionen und Förderprogrammen hängt schließlich 

auch von den infrastrukturellen Rahmenbedingungen ab. 

Eine gut ausgebaute Infrastruktur (v.a. in den Bereichen 

Telekommunikation, Transport und Energieversorgung) 

ist entscheidend für das allgemeine Investitionsklima. 

So senkt eine gut ausgebaute Infrastruktur die Kos-

ten und Risiken eines Investitionsvorhabens, und kann 

somit einerseits die Effizienz der staatlichen Förderung 

erhöhen und anderseits zu einer höheren Nachfrage 

nach Fördermitteln von privaten Unternehmen führen, 

wodurch wiederum eine größere Hebelwirkung der staat-

lichen Fördermittel erzielt werden kann (Skibbe 2018).

Erhöhungen bestimmter Infrastrukturkapazitäten sind 

dabei immer dann sinnvoll, wenn die vorhandene Infra-

struktur andernfalls nicht mehr effizient genutzt werden 

kann. Da bei Infrastrukturgütern der Kapazitätsaus-

bau aufgrund der hohen Kosten für Privatunternehmen 

oftmals unwirtschaftlich ist, liegt ein Marktversagen vor, 

das staatliche Infrastrukturinvestitionen begründet (Eck, 

et al. 2015).
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3. ANALYSE DER INVESTITIONS-
VORHABEN
3.1 Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur

Das im deutschen Klimaschutzgesetz verankerte 

Ziel der Klimaneutralität bis 2045 macht eine 

zügige Dekarbonisierung des Verkehrssektors 

unabdingbar (Deutscher Bundestag 2021). Während die 

Bedeutung verschiedener alternativer Antriebe kontro-

vers diskutiert wird, nimmt die Elektromobilität aufgrund 

der vergleichsweise hohen Effizienz und niedrigen An-

schaffungskosten eine Schlüsselrolle ein (Agora Ver-

kehrswende 2022).

Der rasant steigende Anteil von E-Fahrzeugen an ver-

kauften Neuwagen, der sich zwischen 2019 und 2021 

mehr als verachtfacht hat, zeigt, dass die Elektrifizierung 

des Verkehrs beständig an Tempo gewinnt (KBA 2021). 

Auch der Ausbau der öffentlichen Ladeinfrastruktur 

schreitet voran, allerdings deutlich langsamer als die 

Zulassung neuer Elektroautos. Zum 1. Dezember 2021 

wurden zwar erstmals über 50.000 öffentlich zugängliche 

Ladepunkte für Elektrofahrzeuge gemeldet. Infolge der 

rasant steigenden Zulassungen wird bis 2025 allerdings 

alleine in den fünf größten Städte Deutschlands mit 

einem Bedarf von rund 200.000 Ladepunkten gerechnet 

(Horváth & Partner GmbH 2020).

Gleichzeitig wird die Elektrifizierung des Verkehrssektors 

derzeit noch dadurch gebremst, dass Endverbraucher/-

innen oftmals den Kauf von Elektrofahrzeugen aufgrund 

fehlender oder nicht ausreichenden Infrastrukturen 

scheuen. Dies wiederum hemmt den Ausbau der Infra-

struktur, da schwer zu prognostizieren ist, wie sich die 

Nachfrage nach Ladestrom zukünftig entwickeln wird 

(Jaffe, Newell und Stavins 2005, Oberst 2018, Illmann 

und Kluge 2021). 

Um dieses Problem der sich wechselseitig bedingenden 

fehlenden Infrastruktur und gehemmten Nachfrage zu 

überwinden, ist es wichtig, dass der Staat den Ladesäu-

lenausbau durch gezielte Förderprogramme vorantreibt. 

Die vorherige Bundesregierung hat bereits Förderpro-

gramme mit dem Ziel aufgesetzt, bis 2030 eine Million 

Ladepunkte zu errichten (Bundesregierung 2019). Die 

aktuelle Bundesregierung stellt im Koalitionsvertrag 

ebenfalls fest, dass der Ausbau der Ladeinfrastruktur 

dem Bedarf vorausgehen muss und möchte am Ziel von 

einer Million öffentlich und diskriminierungsfrei zugäng-

licher Ladepunkte bis 2030 mit einem Schwerpunkt 

auf Schnellladeinfrastruktur festhalten. Um dieses Ziel 

zu erreichen, plant die Bundesregierung insbesondere 

folgende Maßnahmen: 

• Die Bundesregierung setzt auf die Mobilisierung 
privater Investitionen. Wo der private Wettbewerb 

nicht greift, sollen Versorgungsauflagen die Er-

reichbarkeit von Ladepunkten herstellen. 

• Die Förderung des Ladensäulenausbaus soll effi-
zienter und effektiver werden, indem Hemmnisse 

im Genehmigungsprozess, bei der Netzinfrastruktur 

und Netzanschlussbedingungen abgebaut werden.  

• Der Masterplan Ladeinfrastruktur soll zügig über-

arbeitet werden und notwendige Maßnahmen aus 

den Bereichen Bau, Energie und Verkehr bündeln 

sowie einen Schwerpunkt auf kommunale Vernet-

zung der Lösungen legen.

Die Ampelregierung hat sich daher den massiven Aus-

bau der Ladesäuleninfrastruktur zum Ziel gesetzt. Die 

beschriebenen Maßnahmen, wie massive Investitions-

vorhaben, die Entbürokratisierung der Förderverfahren 

und der Abbau von Hemmnissen im Genehmigungspro-

zess, sind jedoch zu vage, um die gesteckten Ziele des 

Klimaschutzgesetztes zu erreichen (SPD, Büdnis 90/ 

Die Grünen, FDP 2021, Deutscher Bundestag 2022, 

Agora Verkehrswende 2022). Dies wird insbesondere 

in der nachstehenden Analyse der notwendigen Rah-

menbedingungen deutlich.

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Um den Ladensäulenausbau in Deutsch-

land effizient und effektiv voranzutreiben, bedarf es 

einer gesamtheitlichen Strategie, die Energieerzeuger, 
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Energiespeicher und Energieverbraucher/-innen eng 

miteinander verknüpft (DKE, et al. 2021). Daher ist es zu 

begrüßen, dass die Bundesregierung plant, den Master-

plan Ladeinfrastruktur zu überarbeiten und Maßnahmen 

aus verschiedenen Branchen wie Bau, Energie und Wirt-

schaft zu bündeln. Wie die verschiedenen Komponenten 

der Gesellschaft im Rahmen intelligenter Netze zukünftig 

ineinandergreifen müssen, wurde unter anderem bereits 

im Rahmen des Modellprojektes SINTEG erprobt (BMWK 

2018).

Grundsätzlich sollte sich die Ausbaustrategie an den re-

gional variierenden Gegebenheiten orientieren (dena und 

Prognos 2020, Bundeskartellamt 2021). Aufgrund man-

gelnder privater Abstell- und Lademöglichkeiten werden 

im urbanen Raum beispielsweise deutlich mehr öffent-

liche Ladepunkte benötigt als in ländlichen Regionen. 

Beim Ausbau der Ladeinfrastruktur an Verkehrsknoten-

punkten und Fernstrecken sollte hingegen schwerpunkt-

mäßig auf Schnelladepunkte gesetzt werden, um einen 

schnellen und fließenden Fernverkehr zu ermöglichen 

(Prognos AG 2020).

Darüber hinaus sollte die Förderstrategie nicht nur 

den quantitativen Ausbau in den Vordergrund stellen, 

sondern auch qualitative Merkmale in die Planung und 

Förderung miteinbeziehen (Agora Verkehrswende 2022). 

Empirische Untersuchungen legen beispielsweise nahe, 

dass die reine Anzahl der Ladestationen nur einen 

geringen Einfluss auf die Zustimmung zur Verkehrswen-

de in der Bevölkerung hat. Wichtiger sind dabei unter 

anderem die Anschlussleistung der einzelnen Ladepunk-

te, welche die Ladedauer bestimmt (Illmann und Kluge 

2021). Die im Rahmen des Masterplans festgelegten 

Ansätze zum vorrauschauenden und bedarfsgerechten 

Ausbau der Ladeinfrastruktur zeigen, dass die Bundes-

regierung hier wichtige Strategieelemente erkannt hat 

(Bundesregierung 2019).

Adaptives Management: Die Umsetzungserfahrungen 

bisheriger Förderungen zum Ausbau der Ladensäuleninf-

rastruktur haben gezeigt, dass die Fähigkeit, die Förder-

maßnahmen schnell und flexibel anzupassen, ein wich-

tiger Erfolgsfaktor ist. Zunächst haben sich die ersten 

Förderprogramme verstärkt auf den Ausbau der Lade-

säuleninfrastruktur im öffentlichen und halböffentlichen 

Raum konzentriert (Nationale Leitstelle Ladeinfrastruktur 

2022). Dass der Ausbau der privaten Infrastruktur, wo 

ca. 80 Prozent der Ladevorgänge erfolgen, ebenfalls 

eine wichtige Säule darstellt, wurde hingegen vergleichs-

weise spät erkannt (dena und Prognos 2020). Auch beim 

Ausbau der öffentlichen Schnellladeinfrastruktur waren 

die bisherigen privatwirtschaftlichen Ansätze der Regie-

rung zu gering, um eine infrastrukturelle Basis für die 

elektrische Langstrecke zu schaffen. In beiden Fällen hat 

der Gesetzgeber mittlerweile mit der Einführung geziel-

ter Förderprogramme gezeigt, dass er auf ausbleibende 

Marktentwicklungen reagieren kann (Regulatory Assis-

tance Project, Agora Verkehrswende, Agora Energiewen-

de 2021, Bergtoft 2021). Die aktuelle Bundesregierung 

setzt laut Koalitionsvertrag beim Ladesäulenausbau 

verstärkt auf privatwirtschaftliche Investitionen und will 

insbesondere den Ausbau der Schnellladeinfrastruktur 

fördern und beschleunigen.

Kompetenz und Kapazität: Der Ausbau der Ladesäu-

leninfrastruktur erfordert zudem die Bündelung verschie- 

dener Kompetenzen, da unter anderem komplexe Ver-

flechtungen zwischen privaten und öffentlichen Akteu-

ren, sektorale Überschneidungen und regional variie-

rende Marktstrukturen zu berücksichtigen sind. Gerade 

im kommunalen Bereich fehlt es den verantwortlichen 

Planungsinstanzen und Ressorts oftmals an den perso-

nellen Ressourcen, um diesen Komplexitäten gerecht 

zu werden. Vor diesem Hintergrund ist es zu begrüßen, 

dass die Bundesregierung den Ausbauplan in diesem 

Jahr überarbeiten will, um insbesondere die kommunale 

Vernetzung beim Ausbau der Infrastruktur zu stärken 

(Deutscher Bundestag 2022). Gleichzeitig sollte die 

Bundesregierung ihr Vorhaben, die Förderung zu entbü-

rokratisieren und Hemmnisse im Genehmigungsprozess 

abzubauen, möglichst schnell mit konkreten Reformen 

untermauern.
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Bund-Länder-Kommunen-Koordination: Eine weitere 

wichtige Komponente, die für eine erfolgreiche Etablie-

rung der Elektromobilität erforderlich ist und direkt vom 

Staat beeinflusst werden kann, ist die effiziente Zusam-

menarbeit zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen, 

um die verfügbaren Ressourcen effektiv zu verteilen. 

Diese Koordinationsarbeit wird seit Januar 2020 zentral 

von der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur, die unter 

dem Dach der bundeseigenen NOW GmbH angesiedelt 

ist, übernommen (BMDV 2021c). Die Kernaufgaben der 

Leistelle bestehen in der Koordinierung und Umsetzung 

der Bundesförderprogramme, der methodisch gestütz-

ten Abschätzung der öffentlichen Ladebedarfe über das 

sogenannte StandortTOOL sowie der Koordinierung 

zusätzlicher Forschungs- und Förderbedarfe und der Ab-

stimmung mit weiteren Stakeholdern. Das StandortTOOL 

wertet bestehende Daten zu Verkehrsströmen, sozio- 

ökonomischen Faktoren sowie Nutzer- und Raumstruk-

turen aus, um eine valide Entscheidungsgrundlage für 

den zielgerichteten Ladeinfrastrukturausbau zu liefern 

(NOW GmbH 2019).

»Makro«-Trends und Entwicklungen: Aufgrund der 

rasanten technologischen Entwicklungen in der Elektro-

mobilität ist es besonders wichtig, dass die Ausbau-

planung der Ladesäuleninfrastruktur regelmäßig an neue 

Entwicklungen angepasst wird. Globale Trends in der 

Technologie und der Energieversorgung, wie beispiels-

weise neue Batterietechnologien oder die zunehmende 

Automatisierung der Pkws, werden einen signifikanten 

Einfluss auf den Bedarf und die zukünftigen Möglichkei-

ten der Ladeinfrastruktur haben. Daher wird es entschei-

dend sein, Potenziale und Risiken rechtzeitig zu identi-

fizieren und angemessen zu reagieren. Auf nationaler 

Ebene werden kurzfristig dabei vor allem die Entwick-

lungen in der Energiewende eine entscheidende Rolle 

einnehmen (Bayern Innovativ 2019).

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Die Wettbewerbs-

strukturen der Ladeinfrastruktur erstrecken sich über 

drei Wertschöpfungsstufen: die Flächenbereitstellung, 

den Aufbau und Betrieb der Ladepunkte sowie den Han-

del mit dem Ladestrom. Insbesondere die zu beobach-

tenden Verflechtungen von Ladesäulenanbieter/-innen 

und Stromerzeuger/-innen stellen ein potenzielles Wett-

bewerbshindernis dar. In einigen Regionen können diese 

Unternehmen als beinahe alleinige Anbieter deutliche 

Preisaufschläge verlangen, da die Ausweichmöglichkeit 

der Nutzer/-innen durch intransparente Preise zusätzlich 

beschränkt wird (Monopolkommission 2021).

Die bisherigen staatlichen Bemühungen zur Erhöhung 

der Preistransparenz und des regionalen Wettbe-

werbs sind dabei nicht ausreichend, um die Probleme 

zu adressieren (LichtBlick 2021). Das Bundeskartell-

amt verweist in diesen Zusammenhang auf die bisher 

nur wenig genutzte Möglichkeit, öffentliche Flächen in 

offenen Verfahren auszuschreiben und verweist zusätz-

lich auf die bestehenden Chancen, die Preistransparenz 

im Rahmen bestehender Gesetze zu erhöhen. Andere 

Branchenakteure fordern hingegen ein verpflichtendes 

Durchleitungs-Modell, wonach alle Energieversorger/-in-

nen Strom zu ihren jeweiligen Preisen an verschiedenen 

Ladesäulen anbieten können, um einen transparenten 

Wettbewerb und faire Preise sicherzustellen (LichtBlick 

2021). Das Kartellamt behält sich zwar die weitere Beo- 

bachtung der Marktentwicklung vor, lehnt solche regu-

latorischen Eingriffe zum aktuellen Zeitpunkt jedoch ab 

(Bundeskartellamt 2021).

Akzeptanz: Die Verkehrswende ist ein sozio-technischer 

Transformationsprozess, der ohne die Akzeptanz der 

Bevölkerung nicht gelingen kann. Wie bereits erwähnt, 

ist eine flächendeckende, funktionierende Ladesäulen-

infrastruktur dabei selbst ein entscheidender Faktor bei 

der Akzeptanz der Verkehrswende (Köcher 2020). Die 

Akzeptanz der Entwicklung hin zur Elektromobilität wird 

auch entscheidend davon abhängen, inwiefern andere 

Mobilitätsformen ebenfalls unterstützt und mit der Elek-

tromobilität verknüpft werden. Daher sollte die Planung 

des Ladesäulenausbaus den Ausbau der Fahrrad- und 

Schieneninfrastruktur explizit miteinbeziehen und mit-

einander verknüpfen.

Infrastruktur: Neben einer flächendeckenden Ladeinfra-

struktur ist vor allem auch ein leistungsstarkes Strom-

netz für eine erfolgreiche Elektrifizierung des Verkehrs 

erforderlich. Um die Verkehrswende erfolgreich zu 

gestalten, ist es notwendig, Maßnahmen im Verkehrs- 

und Energiesektor aufeinander abzustimmen (Agora 

Verkehrswende, Agora Energiewende & RAP 2019). Um 

geeignete Maßnahmen zum Schutz vor einer Netzüber-

lastung ergreifen zu können, benötigen diese vor allem 

robuste Prognosen über die zukünftige Anzahl an Lade-

vorgängen und Ladespitzen (FGH 2018). Durch die 2019 

in Kraft getretene Anmeldepflicht für Ladeeinrichtungen 

und das StandortTOOL (siehe auch Bund-Länder-Kom-

munikation) der Nationalen Leitstelle Ladeinfrastruktur 

hat der Gesetzgeber wichtige Rahmenbedingungen für 

solche robusten Prognosen geschaffen (BMJV 2021a, 

NOW GmbH 2019).
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Expert-/innen gehen davon aus, dass selbst bei einer 

Vollelektrifizierung des Pkw-Bestandes die notwendigen 

Investitionen in das Stromnetz gering gehalten werden 

können, wenn die Möglichkeiten des netzdienlichen 

Ladens ausgeschöpft werden (Agora Verkehrswende, 

Agora Energiewende & RAP 2019). Besonders sinnvoll 

erscheinen in diesem Zusammenhang Anreizinstru-

mente, wie die bereits gesetzlich geregelten reduzier-

ten Netzentgelte für Stromtarife im Gegenzug für eine 

netzdienliche Steuerung des Verbrauchs (BMJV 2021b). 

Durch die Vermeidung von Lastspitzen kann netzdien-

liches Ladeverhalten Investitionen in den Netzausbau 

geringhalten. 

Neben einer besseren Ausgestaltung der monetären 

Anreize ist die Standardisierung intelligenter Ladesys-

teme eine Schlüsselvoraussetzung, um flächendeckend 

netzdienliches Laden zu ermöglichen (TÜV Rheinland 

Consulting GmbH 2020). 

Neue Technologien, wie das bidirektionale Laden, die es 

ermöglicht gespeicherte Strommengen aus Elektroautos 

bei Bedarf in das Netz zurückzuspielen, bergen das Po-

tenztial, dass die Elektromobilität ihren eigenen Beitrag 

zur Netzstabilität leistet. Aufgrund fehlender Stecker-

systeme ist diese Technologie in Europa im Vergleich zu 

Asien und den USA bisher allerdings kaum in Anwen-

dung (TÜV Rheinland Consulting GmbH 2020). Hier er-

scheint kurzfristig eine agile Anpassung des staatlichen 

Handelns sinnvoll.

Internationale Best Practices

Die optimale Ausgestaltung der Ladeinfrastruktur und 

Strategie zum Ladensäulenausbau hängen entscheidend 

von länderspezifischen Faktoren ab und lassen sich 

daher nur bedingt in allgemeingültigen Best Practices 

zusammenfassen (Funke, et al. 2019). Länder mit einer 

hohen Dichte an Einfamilienhäusern und Garagenstell-

plätzen können sich beispielsweise auf private Ladestel-

len fokussieren, während andere Länder einen höheren 

Zubau an öffentlicher Ladestruktur benötigen (Helmus, 

et al. 2018). 

Ein europäischer Vergleich zeigt jedoch, dass vor allem 

Norwegen und die Niederlande beim Hochfahren der 

Elektromobilität deutlich schneller vorrankommen als 

Deutschland. Während in Deutschland rund 36 Prozent 

der verkauften Neuwagen elektrisch betrieben werden, 

sind es in den Niederlanden in etwa 70 Prozent und 

in Norwegen sogar 88 Prozent (Bergtoft 2021, Ziegler 

2021). Auch die Dichte der Ladestationen pro Einwohner 

liegt in diesen Ländern mit über 3 deutlich höher als in 

Deutschland mit 0,53 (LeasePlan 2021). 

Die Ausbaustrategien von Norwegen und den Nieder-

landen zeichnen sich insbesondere dadurch aus, dass 

sie frühzeitig auf Förderkonzepte gesetzt und dabei 

ganzheitliche Ansätze verfolgt haben, ähnlich wie es 

mittlerweile auch in Deutschland der Fall ist. Auch wenn 

zu berücksichtigen ist, dass sich Norwegen und die Nie-

derlande in ihren infrastrukturellen, geographischen und 

wirtschaftlichen Gegebenheiten deutlich von Deutsch-

land unterscheiden, kann der deutsche Ladesäulen-

ausbau von einigen Maßnahmen, die in diesen Staaten 

erfolgreich umgesetzt wurden, lernen:

• Ganzheitliche Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen zur Erhöhung der Planungssicherheit: Vor 

allem in Norwegen wird die Elektromobilität neben 

Subventionen zusätzlich durch Steuervergünsti- 

gungen und weitere Vorteile wie niedrigere Park- 

und Mautgebühren gefördert, während in Deutsch-

land kaum zusätzliche Anreize für Verbraucher:innen 

geschaffen werden (LeasePlan 2021). Eine Kom-

bination verschiedener Maßnahmen erhöht dabei 

die Planungssicherheit privater Investor/-innen und 

somit auch den Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur.  

• Absenkung der Ladestrompreise: Die Stromkosten 

pro Kilometer entsprechen in Deutschland rund 78 

Prozent vergleichbarer Kraftstoffkosten, während 

sich dieser Wert in Norwegen auf 28 Prozent beläuft 

(LeasePlan 2021). Expert/-innen fordern daher eine 

Befreiung des Ladestroms von der EEG-Umlage (IAA 

Mobility 2020). 

• Paralleler Ausbau der erneuerbaren Energie- 
quellen: Elektromobilität ist erst dann sinnvoll, wenn 

der Ladestrom zu 100 Prozent aus regenerativen 

Energiequellen stammt. Die Bundesregierung hat 

dies erkannt und Fördermittel für private Ladesta-

tionen an die Verfügbarkeit erneuerbarer Energien 

geknüpft (KfW 2020). Dies zeigt allerdings, dass 

Förderprogramme nur dann flächendeckend greifen 

können, wenn der Ausbau der Elektromobilität und 

der erneuerbaren Energiequellen parallel erfolgt. 

Hier scheitert Deutschland bisher oftmals an der 

Bürokratie (Bergtoft 2021).
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3.2 Ausbau der Glasfaserinfrastruktur

Das Glasfaserkabel bietet den leistungsstärksten Breit-

band-Internetzugang. Statt eines Kupferkabels werden 

dabei Lichtwellenleiter, bestehend aus dünnen Fasern 

aus Quarzglas, zur Übertragung von Daten genutzt. Die 

Neuverlegung von Glasfaserkabelanschlüssen ist mit 

hohen Investitionskosten verbunden und ist daher ins- 

besondere in dünn besiedelten Gebieten oder bei un-

günstiger topographischer Lage für Privatunternehmen 

oftmals nicht wirtschaftlich. Zwischen Ballungszentren 

und dem ländlichen Raum besteht daher eine deutliche 

Diskrepanz in der Versorgung mit einem leistungsstarken 

Internetzugang (Spellerberg 2021).

Diese digitale Versorgungslücke steht im Widerspruch zu 

dem im Grundgesetz verankerten Versprechen gleich-

wertiger Lebensverhältnisse in Deutschland (vgl. Art. 72 

des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland). 

Zudem ist eine leistungsfähige digitale Infrastruktur zen-

trale Voraussetzung für eine erfolgreiche Digitalisierung 

und für die wirtschaftliche Entwicklung ländlicher Räu-

me. Die zentrale Bedeutung der Glasfaserinfrastruktur 

und das Marktversagen des Glasfaserausbaus in länd-

lichen Gebieten machen staatliche Fördermaßnahmen 

für den angebotsseitigen Ausbau der Glasfasernetze 

notwendig. Gleichzeitig besteht auf der Nachfrageseite 

eine langsame Adaption von Glasfaseranschlüssen, so-

dass komplementär auch die Auslastung der Infrastruk-

tur durch nachfrageseitige Maßnahmen gefördert werden 

sollte (Briglauer und Schmitz 2019).

Im Koalitionsvertrag strebt die neue Bundesregierung 

die »flächendeckende Versorgung mit Glasfaser (fiber-

to-the-home, FTTH)« (SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 

2021, 16) an. Dabei wird der privatwirtschaftliche Aus-

bau priorisiert. Der Infrastrukturausbau soll insbesondere 

durch »schlanke digitale Antrags- und Genehmigungs-

verfahren, Normierung alternativer Verlegetechniken 

und Aufbau eines bundesweiten Gigabit-Grundbuchs« 

unterstützt und beschleunigt werden. Zusätzlich sind 

folgende unterstützende Investitionsvorhaben geplant:

• Glasfaserausbauförderung auf Basis von Po-
tenzialanalysen. Damit soll differenziert werden 

zwischen Gebieten mit einem Potenzial für den 

privatwirtschaftlichen Ausbau und Regionen mit 

langfristiger Wirtschaftlichkeitslücke, die bei der 

Bundesförderung priorisiert werden. Dies sind ins-

besondere die sogenannten »weißen Flecken« mit 

Übertragungsgeschwindigkeiten von unter 30 Mbit/s 

(Briglauer und Schmitz 2019).

• Betreibermodell bei öffentlicher Vollfinanzierung. 
Die Investitionskosten für den Netzausbau einer 

Kommune werden durch die Bundesförderung über-

nommen. Die Kommune verpachtet ihr Netz an ein 

privatwirtschaftliches Betreiberunternehmen, bleibt 

aber Inhaber des Netzes (Ilgmann 2019).

• Nachfrageseitige Förderung mittels Voucher. 
Nachfragesteigerungen sollen durch die Ausgabe 

von Gutscheinen für Gemeinden, Unternehmen und 

Privathaushalte forciert werden. Die Voucher erstat-

ten einen Teil der Investitionskosten des Glasfaser-

anschlusses (Wernick, Strube Martins, et al. 2019).

Das zuständige Bundesministerium für Digitales und 

Verkehr strebt an, die Umsetzungsvorschläge und 

Budgetplanung im Rahmen einer Gigabitstrategie im 

ersten Quartal 2022 zu konkretisieren. Die Vorhaben 

bauen auf der im Frühjahr 2021 beschlossenen Richtlinie 

zur Förderung des Gigabitausbaus auf. Auch hier sind 

Wirtschaftlichkeitslückenförderung, Markterkundungs-

verfahren, Förderung im Betreibermodell sowie von 

Beratungsleistungen festgelegt. Die Richtlinie stellt eine 

Überarbeitung der aktuellen Bundesförderung »Graue-

Flecken-Programm« dar und erhöht die geltende Auf-

greifschwelle Zukunftsinvestitionen Rahmenbedingungen 

und Erfolgsfaktoren für effektive Investitionen für die 

Ausbauförderung von 30 auf 100 Mbit/s sowie die maxi-

male Fördersumme pro Projekt von 30 Millionen Euro auf 

150 Millionen Euro Bundesanteil (BMDV 2021b).

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Eine strategische Ausbauplanung ist von 

zentraler Bedeutung, um Bedarfe zu identifizieren und 

Doppelförderungen zu vermeiden. Dazu gehören klar 

definierte Zielvorgaben sowie die Einbindung aller Akteu-

re und Verwaltungsebenen. Mit dem Ziel der flächen-

deckenden Grundversorgung mit der FTTH-Technologie 

macht der aktuelle Koalitionsvertrag hier einen wichtigen 

Schritt. Die Ausbaustrategie sollte klar festlegen, welche 

Gebiete förderfähig sind und welche Gebiete ausrei-

chend Potenzial für einen privatwirtschaftlichen Ausbau 

bieten. Dies ist wichtig, da es die Planungssicherheit für 

private und öffentliche Investitionen erhöht und ver-

hindert, dass eine ungewisse zukünftige Förderung den 

privatwirtschaftlichen Ausbau ausbremst (Crowding-

Out). Zusätzlich sollte auch der »Flickenteppich« aus 

Infrastrukturzielen auf Landesebene in einen gesamtheit-

lichen Plan integriert werden.
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Adaptives Management: Grundvoraussetzung für 

flexible Anpassungen der Ausbaustrategie ist ein 

kontinuierliches Monitoring des Glasfaserausbaus und 

der Umsetzung der Fördermaßnahmen und staatlichen 

Investitionen. Das Monitoring des Breitbandausbaus 

wird aktuell von der Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft 

MIG im Auftrag der Bundesregierung durchgeführt. 

Neben der Veröffentlichung des Bereitbandatlas, der die 

aktuelle Breitbandverfügbarkeit und den Umsetzungs-

stand laufender Förderprojekte in Deutschland trans-

parent für die Öffentlichkeit darstellt, betreibt die MIG 

auch ein Förderportal zur Identifizierung von geeigneten 

Fördergebieten sowie in Zukunft ein Planungsportal für 

alle am Breitbandausbau beteiligten Akteure (MIG 2022). 

Durch das kontinuierliche Monitoring können poten-

zielle Umsetzungshindernisse frühzeitig erkannt und 

korrigiert werden. Die Evaluation des Ausbaufortschritts 

sollte dabei auf klar definierten Zielwerten ausgewählter 

Indikatoren beruhen. Gleichzeitig sollte flexibel auf die 

technologischen Entwicklungen reagiert werden können, 

die sich aus der zunehmenden Bedeutung von Big Data 

und künstlicher Intelligenz ergeben. Die dadurch entste-

henden großen Datenmengen erfordern leistungsstarke 

Übertragungsnetze und steigern den Bedarf an Glas-

faseranschlüssen. Ein zentrales Hemmnis des Glasfa-

serausbaus in vergangenen Legislaturperioden bestand 

darin, dass sich die politischen Breitbandziele und damit 

die öffentlichen Förderprogramme primär am Status Quo 

orientiert haben, und den zu erwartenden steigenden 

Bedarf an Glasfaseranschlüssen nicht ausreichend be-

rücksichtigt haben (Wernick, Queder, et al. 2017).

Kompetenz und Kapazität: Die öffentliche Förderung 

des Breitbandnetzausbaus ist mit einer Vielzahl an 

verwaltungs- und beihilferechtlichen Vorgaben so-

wie komplexen Antrags- und Genehmigungsverfahren 

verbunden. Derzeit wird der Glasfaserausbau durch 

die komplexen Antrags-und Genehmigungsverfahren 

gebremst. So müssen Netzbetreiber beispielsweise 

für einen Antrag Genehmigungen von einer Vielzahl an 

Ämtern wie dem Forstamt und dem Tiefbauamt einholen. 

Hinzu kommt, dass aufgrund mangelnder personeller 

Ressourcen sowie z.T. fehlendem technischen Verständ-

nis der Verwaltungsmitarbeiter/-innen die Bearbeitung 

von Anträgen vergleichsweise lange dauert oder Ge-

nehmigungen mit unangemessen Auflagen verbunden 

sind (Anga, et al. 2018). Daher ist es zu begrüßen, dass 

die Bundesregierung in ihrem Koalitionsvertrag darauf 

abzielt, die Antrags- und Genehmigungsverfahren zu 

vereinfachen und zu digitalisieren. Insbesondere der 

Einsatz von elektronischen Verfahren, wie beispielsweise 

Videokonferenzen oder das digitale Einreichen von Fotos 

von Baustellen, sollte hierbei von der neuen Bundes-

regierung forciert werden, um zeitaufwändige Außenter-

mine zu reduzieren und das Verfahren zu beschleunigen 

(Anga, et al. 2018). Gleichzeitig sollten die Kompetenzen 

der Beschäftigten in den zuständigen Behörden durch 

gezielte Weiterbildungen und entsprechende Schwer-

punktsetzungen in der Ausbildung gestärkt werden und 

die personellen Ressourcen, insbesondere in den kom-

munalen Verwaltungen, gestärkt werden.

Bund-Länder-Kommunen-Koordination: Ein zentrales 

Hemmnis der angebotsseitigen Förderung von Ausbau-

vorhaben besteht aktuell darin, dass allein Kommunen 

oder kommunale Unternehmen als Zuwendungsem-

pfänger vorgesehen sind. Diese geben die Fördergelder 

an die ausführenden Netzbetreiber weiter (BMDV 2021b). 

Dies überträgt den Kommunen in Gebieten mit mangel-

hafter Netzabdeckung die vollständige Verantwortung 

für den geförderten Glasfaserausbau. Zusätzlich werden 

die Kommunalhaushalte belastet, da die Gemeinden die 

Bundesgelder durch eigene Mittel ergänzen müssen. 

Diese Aufgabenverteilung sollte reformiert werden, um 

eine Überforderung der betreffenden Kommunen zu 

verhindern, ihre finanzielle Belastung zu begrenzen und 

den Infrastrukturausbau zu beschleunigen. Eine mög-

liche Maßnahme, die Kommunen zu entlasten und die 

Genehmigungsverfahren zu beschleunigen wäre bspw. 

die Schaffung einer zentralen, kommunalen Genehmi-

gungsstelle, die die verschiedenen kommunalen Ge-

nehmigungsverfahren bündelt und koordiniert (Anga, et 

al. 2018). Erfolgsversprechend ist auch die finanzielle 

Unterstützung interkommunaler Zusammenarbeit, wie 

sie bspw. in Baden-Württemberg bereist stattfindet, 

sodass nicht nur einzelne Kommunen, sondern Kreise 

gemeinsam Anträge für den Glasfaserausbau stellen 

können sowie die Schaffung von regionalen Kompetenz-

zentren, die die Kommunen und Kreise beim Breitband-

ausbau beraten und begleiten (Landesregierung Baden-

Würrtemberg 2015).

Externe Rahmenbedingungen

»Makro«-Trends und Entwicklungen: Der Ausbau der 

Glasfaserinfrastruktur genießt zurecht eine hohe Priori-

tät unter den Investitionsvorhaben, da der Makro-Trend 

der zunehmenden Digitalisierung eine leistungsfähige, 

flächendeckende Internetverbindung voraussetzt, um 

international konkurrenzfähig zu bleiben. Die Glasfaser-

infrastruktur bildet somit die Basis, um von digitalen 
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Anwendungen, die sich aus Makro-Trends wie Big Data 

und Künstliche Intelligenz ergeben, zu profitieren und 

diese für die Verwaltung, Wirtschaft und Forschung 

nutzbar zu machen.

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Die hohen Aus-

baukosten machen die Glasfaserinfrastruktur zu einem 

natürlichen Monopolmarkt, auf dem ein Infrastruktur-

wettbewerb ineffizient ist. In der Vergangenheit wurden 

bestehende regionale Monopole durch die Fördermittel-

vergabe weiter gestärkt. Um in Zukunft wettbewerbs-

ähnliche Bedingungen herzustellen, sollten Konzepte 

für Zugangs- und Preisregulierungen erarbeitet und 

implementiert werden. Daher ist es zu begrüßen, dass im 

Koalitionsvertrag eine Open-Access-Verpflichtung ange-

kündigt wurde, wodurch neben dem Netzbetreiber auch 

anderen Anbietern Zugang zur Vermarktung der geför-

derten Angebote gewährt wird. Dies schafft Wettbewerb 

zwischen den Anbietern, was wiederum die Kosten und 

Preise senkt und die Nachfrage nach Glasfaseranschlüs-

sen erhöht.

Akzeptanz: In Deutschland verläuft die nachfrageseitige 

Adaption von Glasfaseranschlüssen sehr schleppend ab. 

Die FTTB/H Take-up-Rate von 33 Prozent liegt deutlich 

hinter dem europäischen Durchschnitt zurück (Montagne 

2020). Um die Potenziale der Glasfaserinfrastruktur voll-

umfänglich auszuschöpfen, müssen neben der Verfüg-

barkeit auch die aktive Nutzung und Nachfrage gestei-

gert werden. Gleichzeitig erhöht eine größere Nachfrage 

auch die Wirtschaftlichkeit von Ausbauvorhaben und 

senkt den Förderbedarf. Daher sollte die nachfragesei-

tige Stimulation mithilfe von Voucher-Programmen, wie 

von der Bundesregierung angedacht, zeitnah implemen-

tiert werden.

Infrastruktur: Die jahrelange Fokussierung auf die 

Vectoring-Technologie, d.h. das Nachrüsten von Kupfer-

kabelnetzen für höhere Übertragungsgeschwindigkei-

ten, hat den Ausbau der FTTB/H-Netze in Deutschland 

verlangsamt. Noch bis 2018 wurde das Vectoring aus 

Bundesmitteln gefördert. Der Auf- oder Ausbau nicht- 

zukunftsfähiger Infrastrukturen als »Übergangstechnolo-

gien« sollte vermieden werden, um Pfadabhängigkeiten 

zu vermeiden. Auch sollte langfristig die Abschaltung der 

Kupfernetze angestrebt werden. In Regionen, in denen 

bereits Glasfaserinfrastruktur besteht, kann die Voucher-

Förderung Anreize schaffen, auf den Gigabitanschluss 

umzusteigen.

Internationale Best Practices

Beim Blick ins Ausland fallen einige Staaten als poten-

zielle Vorbilder für den deutschen Glasfaserausbau auf. 

Trotz zum Teil sehr dünn besiedelter Gebiete ist Schwe-

den mit einer Glasfaserverbreitung von 61,8 Prozent der 

Haushalte ein Vorreiter. Führend sind Island (70,7 Pro-

zent), Belarus (70,4 Prozent) und Spanien (62,6 Prozent) 

(FTTH Council Europe 2021). Besonders spannend ist, 

dass diese Länder sich in ihrer Topographie, der beste-

henden Infrastruktur und damit auch in den Ausbaukos-

ten stark unterscheiden. Dies zeigt, dass ein effektiver 

Ausbau der Glasfaserinfrastruktur nicht notwendigerwei-

se durch topographische und infrastrukturelle Voraus-

setzungen determiniert ist.

• Trotz der hohen Ausbaukosten ist in Schweden ein 

intensiver Wettbewerb auf dem Netz zu beobach-

ten. Grund dafür sind Wholesale-only-Geschäfts-
modelle, bei denen Netzbetreiber nicht direkt im 

Endkundenmarkt agieren, sondern ihre Infrastruktur 

vermieten sowie Open-Access-Vereinbarungen 
(Sandberg 2020). Letztgenannte Form der kommer-

ziellen Zugangsvereinbarung zwischen Unternehmen 

will die Bundesregierung zukünftig forcieren.

• Ein breites Angebot an digitalen öffentlichen 
Diensten erhöht die Nachfrage und Zahlungsbereit-

schaft für Glasfaseranschlüsse bei den Endkunden. 

Der Blick nach Island und Schweden zeigt, dass es 

sich lohnt, Verwaltungsmodernisierung und Glasfa-

serausbau zusammen zu denken (Europäische Kom-

mission 2020a, Europäische Kommission 2020b).

• Das Beispiel Spanien zeigt, dass der aktive Rück-
bau des Kupfernetzes die Ausbaugeschwindigkeit 

der Glasfaserinfrastruktur deutlich erhöhen kann. 

Hauptanbieter Telefónica hatte angekündigt, zwi-

schen 2018 und 2020 täglich eine Kupfer-Vermitt-

lungsstelle abzuschalten (Wernick 2020).

• Die auch von der Bundesregierung geplante Vou-
cher-Förderung konnte die Glasfaserabdeckung 

in unterversorgten Gebieten in Großbritannien sehr 

erfolgreich steigern. Aktuell ist die Verfügbarkeit von 

Glasfaseranschlüssen im ländlichen Raum sogar 

höher als im Landesdurchschnitt (Wernick 2020).
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3.3 Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz 
und Quantentechnologie

»Industrie 4.0« bezeichnet die intelligente, datenge-

triebene Vernetzung von industriellen Prozessen und 

Maschinen unter Einsatz von Informations- und Kommu-

nikationstechnologien (Plattform Industrie 4.0 2022). 

Die Digitalisierung und Vernetzung der gewerblichen 

Produktion bietet dabei sowohl ökonomische als auch 

ökologische Chancen. Industrie 4.0 hat das Potenzial, 

die Industrieproduktion in Zukunft flexibler, effizienter 

und kostengünstiger zu gestalten. Des Weiteren ermög-

lichen Industrie-4.0-Anwendungen eine ressourcenscho-

nendere Produktion und leisten somit einen wichtigen 

Beitrag zum Klimaschutz (Kagermann 2017).

Für die Realisierung der Industrie 4.0 sind insbesondere 

der Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) und Quanten-

technologie (QT) als Schlüsseltechnologien von zentraler 

Bedeutung. Entscheidend für den Einsatz von KI sowie 

weitere Industrie 4.0-Anwendungen ist eine ausreichend 

hohe Rechenkapazität der Computer. Quantencomputer 

verfügen, verglichen mit herkömmlichen Computern, 

über deutlich höhere Rechenkapazitäten. Der Einsatz 

von QT kann somit Verfahren des maschinellen Lernens 

beschleunigen bzw. bestimmte Verfahren, für die die 

Rechenkapazität existierender Computer nicht aus-

reicht, erst ermöglichen (Fraunhofer-Allianz Big Data und 

Künstliche Intelligenz 2020).

Wie eine Umfrage des Bundesministeriums für Wirtschaft 

und Energie zeigt, sieht die überwiegende Mehrheit der 

deutschen Unternehmen Industrie 4.0 als Chance und 

essenziell für den Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit der 

deutschen Industrie (BMWK 2022a). Allerdings stellt der 

damit verbundene Einsatz von KI Unternehmen, insbe-

sondere kleine und mittelständische Unternehmen 

(KMUs), vor große Herausforderungen. Zu den Heraus-

forderungen zählen unter anderem die hohen Kosten 

einer KI-Einführung und die fehlenden Finanzierungs-

mittel. KI wird folglich in deutschen Unternehmen bisher 

nur selten aktiv genutzt. So setzten 2019 lediglich rund 

sechs Prozent der deutschen Unternehmen aktiv KI ein 

(Rammer, Bertschek, et al. 2020).

Für den Erhalt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 

Deutschlands sind Forschung und Entwicklung (FuE)-

Anstrengungen in den Bereichen KI und QT zwingend 

notwendig. Bisher blieben die privaten FuE-Anstrengun-

2 Hochschulen für angewandte Wissenschaft

gen allerdings aufgrund bestehender Marktunvollkom-

menheiten hinter dem gesellschaftlich optimalen Niveau 

zurück. So existieren beispielsweise in der anwendungs-

bezogenen Forschung sogenannte Spillover-Effekte 

aufgrund von Ineffizienzen in der Durchsetzung von 

Patenten von KI-Technologien, d.h. es entstehen nicht 

monetär kompensierte positive Auswirkungen von FuE-

Aktivitäten auf Dritte. Daher ist es aus innovationsökono-

mischer Sicht wichtig, FuE-Investitionen in den Berei-

chen KI und QT sowie die Anwendung, insbesondere in 

KMUs, gezielt zu fördern, wodurch wiederum zusätzliche 

privatwirtschaftliche FuE-Investitionen angestoßen wer-

den (Hebelwirkung) (Koppel, Brem und Bican 2017).

Im Koalitionsvertrag der Bundesregierung werden KI und 

QT als Schlüsseltechnologien der nächsten Jahre identi-

fiziert. Die Bundesregierung strebt laut Koalitionsvertrag 

stärkere Zukunftsinvestitionen in Künstliche Intelligenz 

und Quantentechnologie an. Neben den Investitionen 

sind im Koalitionsvertrag u.a. folgende konkrete Vorha-

ben geplant:

• Besserer Zugang zu Daten. Dies soll insbesondere 

Start-Ups und KMUs dabei unterstützen, neue inno-

vative Geschäftsmodelle und soziale Innovationen 

im Zuge der Digitalisierung zu entwickeln.

• Stärkung der KMU bei Digitalisierung durch un-

komplizierte Förderung.

• Gründung der Deutschen Agentur für Transfer 
und Innovation (DATI), »um soziale und technologi-

sche Innovationen insbesondere an den HAW2 und 

kleinen und mittleren Universitäten in Zusammen-

arbeit unter anderem mit Start-ups, KMU sowie so-

zialen und öffentlichen Organisationen zu fördern.«

• Stärkung der deutschen Start-Up-Landschaft. 
Unter anderem plant die Bundesregierung die 

attraktivere Gestaltung der Mitarbeiterbeteiligung, 

die Einführung von »One-Stop-Shops« für Unter-

nehmensgründungen, einen besseren Zugang zu 

Wagniskapital (KfW als Co-Wagniskapitalgeber für 

KI- & QT-Start-Ups) sowie eine stärkere Forcierung 

von Ausgründungen aus Hochschulen und außeruni-

versitären Forschungseinrichtungen.

• Förderung von europäischen Forschungskoopera-
tionen, besonders im Bereich KI.
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Insgesamt hat die Bundesregierung im Koalitionsvertrag 

die Notwendigkeit von staatlichen Investitionen in KI und 

QT erkannt, konkrete Zielvorstellungen bzw. konkrete 

Maßnahmenvorschläge, wie diese Ziele erreicht werden 

können, fehlen aber größtenteils.

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Eine ganzheitliche nationale KI-Strategie 

und QT-Strategie mit konkreten Maßnahmen und Zielen 

sind für den Erfolg der Fördermaßnahmen unabdingbar. 

An Fördergeldern mangelt es für die Umsetzung von 

KI-Innovationen nicht, so wurden von der alten Bundes-

regierung für den Zeitraum 2019 bis 2025 fünf Milliarden 

Euro Förderung vorgesehen. Allerdings wurde bisher nur 

ein Bruchteil der Mittel abgerufen. Fachverbände führen 

die mangelhafte Umsetzung der Förderung auf fehlende 

konkrete Konzepte, Projekte und messbare Erfolgs-

indikatoren zurück (KI Note 2021). Die KI-Strategie der 

neuen Bundesregierung sollte daher die bereits existie-

rende nationale KI-Strategie weiterentwickeln und durch 

konkrete Zielvorgaben, die durch messbare Erfolgsindi-

katoren überprüfbar sind, sowie konkrete Maßnahmen 

zur Zielerreichung wie Leuchtturmprojekte ergänzen. 

Zudem sollte bei der strategischen Planung darauf ge-

achtet werden, dass die Kompetenzen zwischen den 

verschiedenen Ministerien klar geregelt sind.

Eine nationale QT-Strategie existiert bisher nicht3, und 

sollte zeitnah von der Bundesregierung erarbeitet wer-

den, unter Berücksichtigung der Empfehlungen der im 

Jahr 2020 vom Expert/-innenrat ausgearbeiteten »Road-

map Quantentechnologie«. Ähnlich wie die nationale 

KI-Strategie sollte eine nationale QT-Strategie konkrete 

Zielvorgaben und konkrete Maßnahmen zur Zielerrei-

chung enthalten.

Adaptives Management: Bei KI und QT handelt es sich 

um sehr dynamische Bereiche, in denen in den kom-

menden Jahren rasante technologische Fortschritte zu 

erwarten sind. Daher sollten die Förderprogramme in 

regelmäßigen Abständen von Expert/-innen evaluiert und 

bei Bedarf flexibel an neue technologische Entwicklun-

gen sowie praktische Erfahrungen aus der Umsetzung 

der Förderprogramme angepasst werden. Diese Form 

des adaptiven Managements wirkt der Gefahr ent-

gegen, durch zu steife Förderprogramme in veraltete 

Technologien zu investieren und so den Anschluss an 

3 Das aktuell noch laufende Förderprogramm Rahmenprogramm »Quantentechnologien – von den Grundlagen zum Markt« definiert Aus-
gangslage sowie Ziele und erläutert die geplanten konkreten Maßnahmen bis 2022. 

die weltweit führenden Industriestaaten zu verlieren. Die 

Bundesregierung sollte daher ein kontinuierliches, sys-

tematisches Monitoring von KI- und QT-Entwicklungen 

einrichten. Erfolgversprechend ist hierbei die Einrichtung 

einer ressortübergreifenden Dachorganisation jeweils für 

KI und QT, die den Fortschritt überprüft und Strategie 

sowie Fördermaßnahmen anpasst, wie in der »Roadmap 

Quantentechnologie« vorgeschlagen.

Kompetenz und Kapazität: Die Kompetenz und Ka-

pazität in der öffentlichen Verwaltung sind ein ent-

scheidender Erfolgsfaktor in der Umsetzung der För-

derprogramme, da sie die Geschwindigkeit mit der 

Förderentscheidungen getroffen und umgesetzt werden, 

maßgeblich beeinflussen. In den bisherigen KI-Förder-

programmen waren die komplizierte Antragsstellung und 

lange Wartezeiten zwischen Antragsstellung und Förder-

zusage ein wesentliches Hindernis. Wie eine aktuelle 

Studie des Forschungsbeirats Plattform 4.0 zeigt, dau-

erte es nach der Antragsstellung teilweise bis zu einem 

Jahr bis zum Erhalt der Förderzusage (Forschungsbeirat 

der Plattform Industrie 4.0/acatech – Deutsche Aka-

demie der Technikwissenschaften 2021). Um Erfolgs-

chancen der Förderinitiativen zu erhöhen, sollte sich 

die neue Bundesregierung daher für eine vereinfachte 

Antragsstellung, Vereinfachung von Dokumentations- 

und Nachweispflichten sowie bessere Auffindbarkeit von 

Ausschreibungen einsetzen (Forschungsbeirat der Platt-

form Industrie 4.0/acatech – Deutsche Akademie der 

Technikwissenschaften 2021). Notwendig hierfür sind 

Schulungen der zuständigen Verwaltungsmitarbeiter:in-

nen und die Erhöhung der Mitarbeiter/-innenanzahl, die 

für die Förderzusagen zuständig sind.

Grundsätzlich besteht in Deutschland ein Mangel an 

Fachkräften in den Bereichen KI und QT. 30 Prozent der 

KI einsetzenden Unternehmen in Deutschland hatte 2019 

offene Stellen zu besetzen, wobei 43 Prozent der Stellen 

unbesetzt blieben (Rammer 2021). KI- und QT-Förder-

mittel sollten daher auch dazu eingesetzt werden, den 

wissenschaftlichen Nachwuchs an deutschen Hoch-

schulen und Universitäten zu fördern, Expert/-innen 

aus dem Ausland durch attraktive Vergütungen und 

Rahmenbedingungen zu gewinnen und Weiterbildungen 

von Arbeitnehme/-innen im Bereich KI und QT gezielt zu 

fördern. Im Rahmen der KI-Strategie der alten Bundesre-

gierung sind derartige Fördermaßnamen, wie beispiels-

weise die Schaffung von 100 neuen KI-Professuren, 

bereist angelegt und sollten in den kommenden Jahren 
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von der neuen Bundesregierung rasch umgesetzt und 

weiterentwickelt werden. Maßnahmen wie die Förderung 

von wissenschaftlichem Nachwuchs zeigen allerdings 

erst mittelfristig Wirkung. Um die Einführung von KI in 

Unternehmen kurzfristig zu erleichtern, insbesondere in 

KMUs, ist der Einsatz sogenannten KI-Trainer/-innen, die 

KI-Projekte in Unternehmen begleiten und vorab über 

Chancen und Möglichkeiten von KI informieren, erfolg-

versprechend. Derzeit existieren deutschlandweit über 

50 KI-Trainer/-innen; diese Zahl sollte vor Hintergrund 

des steigenden Bedarfs in Zukunft gesteigert werden 

(BMWK 2022b).

Im Bereich QT fehlen derzeit noch konkrete Fördermaß-

nahmen und eine Strategie, wie dem Fachkräftemangel 

entgegengewirkt werden kann.

Bund-Länder-Kommunen Koordination: Neben der 

nationalen KI-Strategie verfügen Bundesländer z.T. über 

eigene KI-Strategien auf Landesebene bzw. adressieren 

KI als Handlungsfeld in den jeweiligen Digitalisierungs-

strategien. Die 16 Bundesländer unterscheiden sich 

stark im Ausmaß und der Art der Fördermaßnahmen 

(Goldmann und Bieber 2021). Im Bereich QT existieren 

bisher zwar erst wenige Förderprogramme auf Landes-

ebene, dennoch lässt sich auch hier ein zunehmender 

Standortwettbewerb der Bundesländer erkennen. Aus 

Sicht der ökonomischen Föderalismustheorie ist dieser 

föderale Wettbewerb positiv zu bewerten, da er Anrei-

ze für Politikinnovationen setzt, wie beispielsweise zur 

Schaffung des Cyber Valleys in der Region Stuttgart- 

Tübingen (Groth und Straube, Bewertung der deutschen 

KI-Strategie 2019).

Sowohl im Fall von staatlicher KI-Förderung als auch 

bei der staatlichen Förderung von QT existiert aufgrund 

der Neuartigkeit der Technologien bisher wenig Wissen, 

welche Fördermaßnahmen besonders geeignet und kos-

teneffizient sind. Die unterschiedlichen Erfahrungen aus 

den Bundesländern können somit wichtige Erkenntnisse 

liefern, welche Fördermaßnahmen auch auf nationaler 

Ebene erfolgsversprechend sind. Des Weiteren wird die 

Technologieoffenheit durch den föderalen Wettbewerb 

gestärkt. Damit die Vorteile des föderalen Wettbewerbs 

ihre volle Wirkung entfalten, sollte ein regelmäßiger 

Erfahrungsaustausch und eine Koordination zwischen 

den für KI und QT zuständigen Ressorts der Länder 

und des Bundes institutionalisiert werden. Durch einen 

strukturierten Austausch können die Maßnahmen auf 

Bundes- und Landesebene abgestimmt werden, und 

beispielsweise Doppelförderungen sowie ineffiziente 

Verteilungskämpfe um Fördergelder zwischen den Län-

dern vermieden werden.

Externe Rahmenbedingungen

»Makro«-Trends und Entwicklungen: Aufgrund der ra-

santen technologischen Entwicklungen in den Bereichen 

KI und QT, ist es besonders wichtig, dass die Förderpro-

gramme möglichst schnell und flexibel an diese Entwick-

lungen angepasst werden. Dazu müssen diese Ent-

wicklungen zunächst kontinuierlich beobachtet werden 

und von unabhängigen Expert/-innen evaluiert werden. 

Dabei sollten insbesondere auch Überschneidungen der 

Mega-Trends der Digitalisierung und der klimaneutralen 

Transformation der Wirtschaft und Gesellschaft in Bezug 

auf mögliche Anwendungen von KI beobachtet werden. 

Im Koalitionsvertrag blieb die strategisch ausgerichtete 

Verknüpfung von Nachhaltigkeit und KI unerwähnt, sollte 

bei Investitionsvorhaben und Förderprogrammen aber 

im Hinblick auf die ambitionierten Klimaziele der neuen 

Bundesregierung zwingend mitgedacht werden.

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Die deutsche 

Start-Up-Landschaft ist von großer Bedeutung für die 

Innovation und Kommerzialisierung der Schlüsseltech-

nologien KI und QT, weshalb die Gründung und das 

Wachstum von KI- und QT-Start-Ups in Zukunft erleichtert 

werden sollte (Büchel, et al. 2021). Die im Koalitions-

vertrag vorgesehene Stärkung von Start-Ups (u.a. Ein-

richtung von »One-Stop-Shops« durch Gründungsförde-

rung, besseren Zugang zu Wagniskapital und stärkere 

Forcierung von Ausgründungen aus Hochschulen und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen) ist folg-

lich zu begrüßen und sollte zeitnah umgesetzt werden. 

Studienergebnisse zeigen außerdem, dass deutsche KMU 

verglichen mit Großunternehmen bisher seltener Zukunfts-

technologien wie KI nutzen, weshalb die Implementierung 

von KI insbesondere im Mittelstand durch das Aufzeigen 

von Anwendungsmöglichkeiten erleichtert werden sollte 

(Büchel, et al. 2021, Rammer 2021). Hinzu kommt, dass 

im deutschen Markt bisher ein Datenmangel in Unterneh-

men herrscht. Da Daten die Grundlage zur Weiterentwick-

lung von KI sind, müssen die Datenverfügbarkeit in den 

Unternehmen gesteigert und die Hemmnisse der Daten-

nutzung abgebaut werden, um im internationalen Wettbe-

werb konkurrenzfähig zu sein (Büchel, et al. 2021). Der im 

Koalitionsvertrag festgelegte verbesserte Datenzugang für 

Unternehmen ist folglich ein wichtiger Schritt; die Bundes-

regierung sollte diese Ambition zu Beginn der Legislatur-

periode mit konkreten Maßnahmenvorschlägen füllen.
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Grundsätzlich sollte bei der Förderung von KI und QT 

stets darauf geachtet werden, dass die staatliche För-

derung private Innovationen nicht ausbremst, sondern 

unterstützt. Aufgrund der dynamischen technologischen 

Entwicklung in den Bereichen KI und QT nehmen F & E 

Tätigkeiten von Unternehmen und Forschungseinrich-

tungen eine besonders wichtige Rolle ein. Gute Rah-

menbedingungen für Forschung und Entwicklung sind 

somit eine essentielle Voraussetzung für die erfolgreiche 

Weiterentwicklung und Anwendung von Industrie 4.0 

Technologien.

Akzeptanz: Der Erfolg der Investitionsvorhaben in den 

Bereichen KI und QT ist abhängig von der Akzeptanz der 

Technologien. Insbesondere in Bezug auf den Einsatz 

von KI bestehen weiterhin Ängste in der breiten Bevöl-

kerung, wie eine repräsentative Umfrage des TÜV-Ver-

bands aus dem Jahr 2021 zeigt. So gaben beispiels-

weise 57 Prozent der Befragten an, Arbeitsplatzverluste 

durch den Einsatz von KI zu befürchten (TÜV-Verband 

2021). Um das Vertrauen in die Technologien zu stär-

ken, sind folglich akzeptanzfördernde Maßnahmen auf 

europäischer sowie nationaler Ebene nötig. Zu begrüßen 

ist, dass sich die Bundesregierung im Koalitionsvertrag 

mehrfach zum risikobasierten Ansatz zur Kontrolle und 

Regulierung von KI-basierten Technologien bekennt und 

den AI Act auf europäischer Ebene unterstützt. Parallel 

zur Erarbeitung der KI-Verordnung auf europäischer 

Ebene sollte die Ampelkoalition bereits jetzt auf natio-

naler Ebene konkrete Konzepte vorbereiten, wie das 

Spannungsfeld von Regulierung und Innovation aufge-

löst werden kann und ein risikobasierter Ansatz in die 

Praxis umgesetzt werden kann. Von zentraler Bedeutung 

wäre in diesem Zusammenhang die Benennung bzw. 

Schaffung einer staatlichen Aufsichtsbehörde, denkbar 

wäre alternativ auch die Schaffung einer unabhängigen 

Prüfstelle, die ein Prüfzeichen für KI vergibt (ähnlich wie 

die TÜV-Plakette für KfZ) oder die Schaffung einer Insti-

tution öffentlich-privater Ko-Regulierung (Siewert, et al. 

2021, TÜV-Verband 2021).

Neben dem Bekenntnis zum risikobasierten Ansatz 

finden sich m Koalitionsvertrag keine weiterführenden, 

konkreten Maßnahmen, wie die breite Bevölkerung und 

die Führungskräfte von Unternehmen, besonders KMU, 

über mögliche Risiken und das große Potenzial von KI 

aufgeklärt werden können. Denkbare akzeptanzfördern-

de Maßnahmen wären beispielsweise der Einsatz von 

gezielten Informationskampagnen, die Stärkung der rund 

50 bereits existierenden IT-Trainer/-innen und Mittel-

stand-4.0-Kompetenzzentren sowie die Bereitstellung 

von kostenlosen KI-Onlinekursen für alle Altersklassen 

wie der vom BMBF geförderte »KI Campus«. Besonders 

beim Einsatz von KI zählen Arbeitsplatzverluste durch 

Automatisierung zu großen Befürchtungen (TÜV-Verband 

2021).

Flankierende sozialpolitische Maßnahmen, wie beispiels-

weise Weiterbildungsmaßnahmen von Beschäftigten, 

haben das Potenzial die Akzeptanz von KI weiter zu 

erhöhen.

Infrastruktur: Eine gut ausgebaute digitale Infrastruk-

tur (Netzabdeckung, Übertragungsgeschwindigkeit) ist 

eine notwendige Voraussetzung für den Einsatz von 

KI in Unternehmen und für die Weiterentwicklung von 

Quantentechnologie. Da viele Industrieunternehmen in 

Deutschland im halbstädtischen bzw. ländlichen Raum 

angesiedelt sind, ist die Priorisierung des flächen- 

deckenden Breitbandausbaus essenziell, damit KI und 

Quantentechnologie auch flächendeckend zum Einsatz 

kommen kann und so Skaleneffekte realisiert werden 

können (Büchel, et al. 2021). Des Weiteren weisen KMU 

im produzierenden Gewerbe, verglichen mit Großunter-

nehmen, in Deutschland noch einen signifikant gerin-

geren Digitalisierungsgrad auf (Forschungsbeirat der 

Plattform Industrie 4.0/acatech – Deutsche Akademie 

der Technikwissenschaften 2021). Die im Koalitionsver-

trag angekündigte unkomplizierte Förderung der Digitali-

sierung von KMU sollte von der neuen Bundesregierung 

für eine erfolgreiche Etablierung von KI-Anwendungen 

im Mittelstand schnellstmöglich forciert werden.

Internationale Best Practices

Weltweit führend im Bereich Künstliche Intelligenz und 

Quantentechnologie sind derzeit die USA, dicht gefolgt 

von China. In den vergangenen Jahren haben neben 

Deutschland auch andere europäische Staaten, wie bei-

spielsweise das Vereinigte Königreich und Finnland, zu-

nehmend das Potenzial von KI und QT erkannt, und z.T. 

stark in die Förderung der beiden Schlüsseltechnologien 

investiert. Während in China – und unter der Trump-Ad-

ministration auch in den USA – ethische Standards bei 

der Erforschung sowie Anwendung von KI kaum eine 

Rolle spielen, zeichnen sich die europäischen KI-Stra-

tegien durch eine explizite Ethikorientierung aus (Groth 

und Nitzberg 2018). Die folgenden Best Practices lassen 

sich aus den Erfahrungen im Ausland für Deutschland 

ableiten (Groth und Nitzberg 2018):



DIE KUNST DES AUFBRUCHS – RAHMENBEDINGUNGEN FÜR INVESTITIONEN, DIE ANKOMMEN   21

• Zentrale Erfolgsfaktoren für die globale Führungs-

position der USA im Bereich KI ist die etablierte 
Kooperation zwischen Industrie und Wissen-
schaft sowie attraktive Rahmenbedingungen für 
Start-Ups (Finanzierung, weniger bürokratische 

Hürden).

• Das Beispiel China zeigt, dass die Festlegung von 
messbaren volkwirtschaftlichen Zielen sowie 
Benchmarks in der nationalen KI-Strategie erfolgs-

versprechend ist.

• In führenden Ländern wie den USA, China oder Eng-

land tritt der öffentliche Sektor zudem nicht nur als 

Förderer, sondern auch als Nutzer von KI auf. Dies 

schafft zusätzliche Nachfrage für KI und kann u.U. 

die Akzeptanz von KI in der breiten Bevölkerung 

steigern.

• Das Vereinigte Königreich kann Deutschland als 

Vorbild bei der praktischen Umsetzung von ethi-
schen Grundlagen für KI dienen. Im Vereinigten 

Königreich wurde bereits 2019 das Centre for Data 

Ethics and Innovation Consultation geschaffen, wel-

ches die Regierung berät.

3.4 Förderung des Städtebaus

Die Stadtentwicklung und Städtebauförderung stehen 

derzeit vor der Herausforderung, die Funktionsfähigkeit 

der Städte in Zeiten des demographischen, strukturellen 

und digitalen Wandels zu erhalten und zu erweitern. 

Gerade die Innenstädte nehmen eine zentrale Bedeu-

tung in der Städtebauförderung ein, da sie zahlreiche 

Nutzungsformen und Funktionen vereinen. Neben der 

Stärkung der Stadtzentren sind die Vermeidung von so-

zialräumlicher Polarisierung und der Ausbau von Grün- 

und Freiflächen Schwerpunkte der Stadtentwicklung. 

Wichtige Querschnittsthemen sind der Denkmalschutz, 

die Digitalisierung und die nachhaltige Stadtentwicklung. 

Gerade in strukturschwachen Regionen soll die Förde-

rung des Städtebaus auch einen Beitrag zu Wachstum 

und Beschäftigung leisten (Gödecke-Stellmann 2018).

Die Städtebauförderung ist daher ein wichtiges Investi-

tionsprogramm, das in Kooperation von Bund, Ländern 

und Kommunen durchgeführt wird. Dabei stellt der Bund 

4 Eine Übersicht der Projekte findet sich unter https://www.bbsr.bund.de/BBSR/DE/forschung/programme/ziz/download/auswahlliste-dl.
pdf?__blob=publicationFile&v=3. 

einen Teil der Fördermittel bereit, die durch die Länder 

und Kommunen mit eigenen Mitteln ergänzt werden. 

Neben der unmittelbaren Umsetzung der geförderten 

Projekte kann die Städtebauförderung auch eine Hebel-

wirkung entfalten, indem sie durch Folgeinvestitionen 

einen positiven volkswirtschaftlichen Impuls generiert.

Im Koalitionsvertrag kündigt die Bundesregierung an, die 

bestehende Bund-Länder-Städtebauförderung ebenso 

wie die Innenstadtstrategie des Bundes fortzuführen und 

finanziell aufzustocken. Dabei wird explizit auf folgende 

Förderprogramme und Maßnahmen verwiesen:

• »Zukunftsfähige Innenstädte und Zentren«. 
Die Erarbeitung und Umsetzung innovativer Kon-

zepte für Stadt- und Ortskerne sowie die Bewälti-

gung akuter Herausforderungen wird ergänzend zur 

Städtebauförderung finanziell unterstützt. Insge-

samt steht für die 238 ausgewählten Vorhaben eine 

Gesamtfördersumme von aktuell 250 Millionen Euro 

zur Verfügung (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 

Raumforschung 2022).

• »Lebendige Zentren – Erhalt und Entwicklung der 
Stadt- und Ortskerne«. Im Rahmen der Städte-

bauförderung werden Bauvorhaben zur Stärkung, 

Aufwertung oder Revitalisierung der Stadt- und 

Ortskerne gefördert. Die jährliche Fördersumme des 

Bundes beträgt zurzeit 300 Millionen Euro, wobei 

die Bundesförderung die jeweiligen Investitionskos-

ten eines Vorhabens zu einem Drittel deckt (Bun-

desministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und 

Bauwesen 2022).

Damit setzt die Bundesregierung explizit auf bereits be-

stehende Vorhaben und plant die Fördermittel für diese 

zu erhöhen, Bürokratieaufwand abzubauen und den 

Zugang für finanzschwache Kommunen zu erleichtern. 

Als Zielvorgabe werden die »nutzungsgemischte Stadt« 

sowie die »Verbesserung der Aufenthalts- und Erlebnis-

qualität« in Innenstädten definiert.

Ende des Jahres 2021 erhielten 238 Kommunen4 bereits 

Förderzusagen für das Bundesprogramm »Zukunftsfä-

hige Innenstädte und Zentren«, das vom Bundesinstitut 

für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Auftrag 

des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat 

(BMI) umgesetzt wird. Wie die positive Resonanz auf die 
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Förderungsausschreibung zeigt, ist der Handlungsbedarf 

in deutschen Innenstädten sehr hoch (Bundesinstitut 

für Bau-, Stadt- und Raumforschung 2022). Der Beginn 

der Umsetzung der ersten Förderprojekte wird in den 

kommenden Monaten erwartet. Konkrete Maßnahmen 

der neuen Regierung zur finanziellen Entlastung finanz-

schwacher Kommunen und für den Abbau des Büro-

kratieaufwands sind zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht 

bekannt.

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Die Städtebauförderung sollte einer gesamt-

heitlichen Strategie folgen, die die aktuellen Herausfor-

derungen, die sich insbesondere aus der Digitalisierung 

und dem Klimaschutz ergeben (siehe Makro-Trends) 

stets mitdenkt und aktiv gestaltet. Ein grundlegendes 

strategisches Ziel der Stadtplanung sollte darin be-

stehen, neue Mobilitätskonzepte zu entwickeln, die 

einerseits der wachsenden Bedeutung von Radverkehr 

und Elektromobilität gerecht werden und andererseits 

alle Mobilitätsformen bestmöglich integrieren und einen 

möglichst nahtlosen Übergang zwischen den Verkehrs-

mitteln herstellen. Außerdem sollte die Städtebauförde-

rung darauf abzielen, die Funktionsfähigkeit der Städte 

durch multifunktionale Konzepte, in denen verschiedene

Nutzungsformen miteinander gemischt werden, zu stär-

ken und zu erweitern. Schließlich ist es wichtig, dass die 

übergeordneten strategischen Ziele in messbaren Um-

setzungszielen konkretisiert werden, an denen sich das 

kontinuierliche Monitoring des Fortschritts der Städte-

bauförderung orientiert (siehe Adaptives Management).

Adaptives Management: Die Förderprogramme sollten 

als »lernende Programme« verstanden werden, die ers-

tens in ihrer Schwerpunktsetzung flexibel auf neue oder 

sich verstärkende gesellschaftliche Trends reagieren 

können und zweitens aus den praktischen Erfahrungen 

in der Umsetzung der Fördermaßnahmen lernen. Gerade 

die COVID-19 Pandemie hat mit ihren Auswirkungen auf 

Handel, Tourismus und Gastronomie gezeigt, wie wichtig 

es ist, Förderprogramme flexibel und schnell auf aktuelle 

Bedarfe anzupassen. Um aus den Erfahrungen in der 

Umsetzung der Förderprogramme zu lernen, ist ein kon-

tinuierliches Monitoring notwendig, das sich einerseits 

an messbaren Indikatoren orientiert und andererseits 

Feedback von verschiedenen Stakeholdern und Akteurs-

gruppen einholt. Für Programme im Rahmen der Städte-

bauförderung übernimmt das BBSR das Monitoring und 

unterstützt die Evaluation, die durch externe Gutachter 

durchgeführt wird. Diese wird seit 2010 anhand des 

programmübergreifenden Evaluierungskonzeptes von 

Bund und Ländern durchgeführt (Bundesinstitut für 

Bau-, Stadt- und Raumforschung 2010). Seitdem konnte 

die Wissens- und Datenbasis der Städtebauförderungs-

programme verbessert und ihre Wirksamkeit insgesamt 

nachhaltig gesteigert werden (Gödecke-Stellmann 2018).

Kompetenz: Die Planung, Umsetzung, Begleitung und 

Abrechnung städtebaulicher Projekte sind mit erhebli-

chen Anforderungen und Anstrengungen auf kommunaler 

Ebene verbunden. Fehlende Kapazitäten und Kompe-

tenzen, insbesondere in kleinen Kommunen, stellen 

oftmals entscheidende Hemmnisse in der Umsetzung der 

städtebaulichen Programme dar. Diesem Umsetzungs-

hindernis sollte durch eine Reduzierung des Verwaltungs-

aufwands begegnet werden, beispielsweise durch eine 

Vereinfachung des Vergaberechts. Außerdem sollte die 

Umsetzungskompetenz der Kommunen durch finanzielle 

Hilfe vom Bund gestärkt werden, vor allem durch die Be-

zuschussung zusätzlicher Stellen.

Bund-Länder-Kommunen-Koordination: Die Koordina-

tion zwischen dem Bund und den Ländern und Kommu-

nen spielt bei der Städtebauförderung eine besonders 

wichtige Rolle, da städtebauliche Maßnahmen von den 

Ländern und Kommunen umgesetzt werden müssen. Fi-

nanzschwache Kommunen stehen jedoch dem Problem 

gegenüber, dass städtebauliche Maßnahmen zwar er-

heblich zur Steigerung der Attraktivität und Wirtschafts-

kraft der Kommune beitragen, jedoch der finanzielle 

Eigenanteil der Investitionskosten eine enorme finan-

zielle Belastung für die Kommunen darstellt. Daher ist es 

wichtig, dass die Bundesregierung im Koalitionsvertrag 

ankündigt, finanzschwache Kommunen durch Sonderre-

gelungen zu unterstützen und verlängerte Verwaltungs-

vereinbarungen zwischen Bund und Ländern zu prüfen.

Externe Rahmenbedingungen

»Makro«-Trends und Entwicklungen: Damit eine Stadt 

zukunftsfähig bleibt, sollte die Stadtplanung aktuelle 

gesellschaftliche Trends explizit in die Planung inte-

grieren, anstatt diesen entgegenzuwirken. Die aktuellen 

Makro-Trends der Digitalisierung und des Klimaschutzes 

stellen die Stadtplanung vor wichtige Aufgaben. Die 

Digitalisierung verlagert den Handel vom innerstädti-

schen Einzelhandel zunehmend in den Online-Handel. 

Gleichzeitig hat die COVID-19 Pandemie diese Trends 

zusätzlich beschleunigt. Immer mehr Menschen arbeiten 
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im Homeoffice, sodass viele Bürogebäude leer stehen. 

Diese Entwicklungen deuten darauf hin, dass Innenstäd-

te in Zukunft nicht mehr einem alleinigen Zweck wie dem 

Handel dienen werden, sondern multifunktional genutzt 

werden, sodass Gebäude zu verschiedenen Zwecken 

flexibel gemeinsam genutzt werden. Eine weitere Aufga-

be für die Stadtplanung ergibt sich aus dem Klimaschutz 

und dem steigenden Umweltbewusstsein in der Bevölke-

rung. Die steigende Bedeutung von Elektromobilität er-

fordert beispielsweise einen entsprechenden Aufbau von 

Lade- und Betankungsinfrastrukturen (siehe Abschnitt 

3.1). Grundsätzlich sollten Nachhaltigkeit und Digitalisie-

rung als Querschnittsthemen in allen Förderprogrammen 

mitgedacht werden.

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Städtebau-Ini-

tiativen sind geprägt von einem zunehmenden Wettbe-

werb unter den Städten und Kommunen. Die Schaffung 

möglichst grüner, digitaler Innenstädte sowie die urbane 

Lebens- und Aufenthaltsqualität sind entscheidende 

Faktoren zur Ansiedlung attraktiver Arbeitsplätze (Feld-

mann 2009). Die Förderung finanzschwacher Kommu-

nen kann diese Kommunen in ihrem Strukturwandel 

unterstützen und somit den Disparitäten zwischen den 

Kommunen entgegenwirken. Gleichzeitig sollte die 

Städtebauförderung stets darauf achten, dass privatwirt-

schaftliche Initiativen nicht ausgebremst (Crowding-Out), 

sondern einbezogen werden.

Akzeptanz: Das übergeordnete Ziel der Städtebauför-

derung ist die Steigerung der Lebensqualität in urbanen 

Räumen. Die Städtebauförderung sollte sich daher nicht 

einseitig auf Gewerbetreibende fokussieren, sondern 

auch die Bedürfnisse der Bewohner/-innen und Besu-

cher/-innen beachten. Ein wichtiger Baustein für eine 

inklusive Städtebauförderung ist die Einbeziehung der 

Bürger/-innen vor Ort in den Stadtentwicklungsprozess 

und die Unterstützung von bürgerlichem Engagement 

im Rahmen der Städtebauförderung. Im Rahmen des 

Programms »Lebendige Zentren« wird das integrierte 

Zentrenmanagement gefördert, bei dem die Entwicklung 

eines städtebaulichen Konzepts in enger Zusammen-

arbeit mit lokalen Akteuren wesentlicher Bestandteil ist. 

Die dafür notwendigen organisatorischen und koordi-

nativen Aktivitäten können unterstützend von externen 

Dienstleistern oder anderen Akteuren vor Ort übernom-

men werden, wobei die Projektkommunen dafür finan-

zielle Hilfe erhalten (Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 

Raumforschung 2018).

Infrastruktur: Ein zentraler Aspekt der zielgerichteten 

Städtebauförderung ist die Orientierung der Förderung 

an der bereits vorhandenen Infrastruktur. Es gilt be-

stehende Infrastrukturen zu erweitern, nachzurüsten 

oder umzubauen, sodass sie mit den gesellschaftlichen 

Trends Schritt halten. Das kann unter anderem den ver-

stärkten Fokus auf die Fuß- und Radinfrastruktur in der 

städtischen Verkehrsplanung bedeuten oder den Ausbau 

von innerstädtischen Grünflächen und Naherholungs-

gebieten.

Internationale Best Practices

In Deutschland nahm die Städtebauförderung nach der 

Wiedervereinigung bei der Aufwertung ostdeutscher In-

nenstädte eine entscheidende Rolle ein und liefert unter 

anderem mit Leipzig und Erfurt Beispiele für die gelun-

gene Revitalisierung von urbanen Gebieten. Durch diese 

Erfolgsgeschichten hat die deutsche Städtebauförde-

rung im internationalen Kontext eine Vorbildfunktion inne 

(Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung 

2018). Dennoch fallen beim Blick ins Ausland weitere 

positive Beispiele der Stadtentwicklung auf, von denen 

die deutsche Städtebauförderung lernen kann.

• Das europäische Stadtentwicklungsprogramm 
URBACT fördert die nachhaltige und integrierte Ent-

wicklung von Städten im Rahmen von thematischen 

Netzwerken. Die Netzwerke bestehen dabei aus 

mindestens drei Städten aus verschiedenen EU-Mit-

gliedstaaten mit unterschiedlichem ökonomischem 

Entwicklungsstand. Neben der Stadtentwicklung 

wird so auch die europäische Vernetzung und der 

Erfahrungsaustausch unter teilnehmenden Städten 

vorangetrieben (URBACT 2022).

• In Frankreich werden zum Zweck der Stadtent-

wicklung Verträge zwischen der nationalen Regie-

rung und den jeweiligen Städten oder Gemeinden 

geschlossen. Diese Stadtverträge sind individuell 

gestaltet und stellen so sicher, dass lokale Beson-

derheiten berücksichtigt und die Anregungen der 

Bewohner/-innen einbezogen werden. Diese An-

passung an örtliche Gegebenheiten sowie die enge 

Kooperation verschiedener Akteure steigern die 

Wirksamkeit der Städteförderung (UN-Habitat und 

OECD 2018).
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3.5 Verwaltungsmodernisierung

Die COVID-19-Pandemie hat schonungslos offenbart, 

dass der aktuelle Stand der Verwaltungsdigitalisierung 

in Deutschland rückständig ist, auch im internationalen 

Vergleich. Mit einer flächendeckend funktionierenden 

digitalen Infrastruktur für die öffentliche Verwaltung wäre 

Deutschland während der andauernden COVID-19-Pan-

demie handlungsfähiger gewesen und hätte die Krise 

effektiver bekämpfen können, wie Berichte des Normen-

kontrollrats zeigen. So wären beispielsweise die durch 

den Einsatz von Faxgeräten bedingten Verzögerungen 

der Infektionsmeldungen vermeidbar gewesen. Aufgrund 

der verzögerten Umsetzung des bereits 2017 beschlos-

senen Online-Zugangsgesetzes in Deutschland konnten 

zudem sowohl Unternehmen als auch Bürger/-innen 

während der mehrfachen Lockdowns und der damit 

einhergehenden Kontaktbeschränkungen den Groß-

teil der Verwaltungsleistungen nicht digital in Anspruch 

nehmen, was bis heute zu Terminrückstau und langen 

Wartezeiten in Bürgerämtern führt. Des Weiteren hätte 

das Zusammenspiel aus Registermodernisierung und 

der Einführung digitaler Unternehmenskonten den Miss-

brauch bei den gewährten Soforthilfen verhindern oder 

zumindest einschränken können (Nationaler Normenkon-

trollrat 2020).

Neben einer erhöhten Handlungsfähigkeit und Resilienz 

des Staates in Krisenzeiten ist die Verwaltungsmoder-

nisierung auch im Allgemeinen von hoher politischer 

Relevanz. Seit Jahren schneidet Deutschland in inter-

nationalen Rankings der Digitalisierung von Verwal-

tungsleistungen schlecht ab. Im Bereich Digital Public 

Services erreichte Deutschland beim Digital Economic 

and Society Index der EU im Jahr 2021 nur Platz 16 von 

27 (Europäische Kommission 2021). In einer zunehmend 

digitalisierten Welt gehört eine moderne, digitalisierte 

Verwaltung zu den entscheidenden Standortfaktoren 

für Unternehmen. Auch die Nachfrage der Bürger nach 

Online-Verwaltungsdiensten ist groß; so gaben in einer 

repräsentativen Umfrage rund 86 Prozent der Bundes-

bürger/-innen an, in Zukunft stärker Online-Verwaltungs-

dienstleistungen in Anspruch nehmen zu wollen (Forsa 

2021). Die mit der Verwaltungsmodernisierung erziel-

baren Kostenersparnisse für Unternehmen sowie die 

Zeitersparnisse der Bürger/-innen sind enorm (McKinsey 

2017).

Es besteht also dringender Handlungsbedarf für die 

neue Bundesregierung, die Verwaltungsmodernisierung 

effektiv voranzutreiben. Die EU-Verordnung »Single 

Digital Gateway (SDG)« verpflichtet Deutschland zu-

dem zu einer schnellen Umsetzung: bis zum 12.12.2023 

müssen 21 ausgewählte Verwaltungsleistungen EU-weit 

grenzüberschreitend und vollständig online über das 

Your Europe-Portal bereitgestellt werden und dabei das 

Once-Only-Prinzip verfolgen (Europäische Kommission 

2022). Eine Nichtumsetzung der SDG-Leistungen kann 

EU-Sanktionen nach sich ziehen, außerdem lässt sich 

aus der SDG-Verordnung ein individueller Rechtsan-

spruch auf Onlineleistungen ableiten (Nationaler Nor-

menkontrollrat 2021).

Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass die neue 

Bundesregierung sich im Koalitionsvertrag das Ziel 

gesetzt hat, die Verwaltung »agiler und digitaler« zu ge-

stalten sowie »konsequent aus der Nutzerperspektive« 

(SPD, Büdnis 90/Die Grünen, FDP 2021, 9) zu denken. 

Zur Umsetzung dieses Vorhabens werden unter anderem 

folgende konkrete Maßnahmen vorgeschlagen:

• Ausstattung von ressort- und behördenüber-
greifenden agilen Projektteams und Innovations-

einheiten mit konkreten Kompetenzen. Die föderale 

IT-Kooperation (FITKO) soll bspw. in eine agile, 

flexible Einheit mit einem mehrjährigen Globalbud-

get umwandelt werden.

• Gesetzliche Verankerung von proaktivem Ver-
waltungshandeln durch antragslose und automa-
tisierte Verfahren. Zu diesem Zweck sollen Lösun-

gen durch Automation – z.B. bei der automatisierten 

Auszahlung der Kindergrundsicherung – prioritär 

umgesetzt werden.

• Weiterentwicklung des Onlinezugangsgesetzes 
(OZG) mit einer entsprechenden Folgefinanzie-
rung. IT-Verfahren werden dabei nach dem Einer-

für-alle-Prinzip (EfA) standardisiert und vereinheit-

licht.

Die Federführung bei der Durchführung der Verwaltungs-

modernisierung übernimmt weiterhin das Bundesinnen-

ministerium. Seit der Regierungsbildung im Dezember 

2021 ist der Nationale Normenkontrollrat, der die Bun-

desregierung als unabhängiges Beratungsgremium bei 

der Gestaltung der Verwaltungsmodernisierung berät, 

vom Bundeskanzleramt ins Bundesjustizministerium um-

gesiedelt (Nationaler Normenkontrollrat 2022). Bundes-

innenministerin Nancy Faeser, gemeinsam mit Bundes-

finanzminister Christian Lindner, gründeten zudem Ende 

Januar 2021 den Lenkungsausschuss für Digitalisierung 
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der Bundesverwaltung. Der Ausschuss soll im Rahmen 

der IT-Konsolidierung des Bundes kurzfristige und prag-

matische Entscheidungen treffen können. Bundes- 

innenministerin Faeser betonte außerdem in einem 

Interview mit dem dbb im Januar 2022, dass die Föde-

rale IT-Kooperation (FITKO) zwar bei der Verwaltungs-

modernisierung eine wichtige Rolle spiele und personell 

sowie finanziell gestärkt werde, aber der Umbau zu einer 

vollwertigen Digitalisierungsagentur nicht zu erwarten sei 

(dbb Beamtenbund und Tarifunion 2022a). Weitere kon-

krete Umsetzungen der im Koalitionsvertrag festgelegten 

Zielsetzungen bleiben noch aus. Beim Zukunftskongress 

Staat und Verwaltung erklärte Faeser, in den ersten 100 

Tagen eine Bestandsaufnahme der Verwaltungsmoder-

nisierung durchzuführen, und anschließend mehr Druck 

bei der Verwaltungsdigitalisierung zu machen (Neuerer 

2021) .

Interne Erfolgsfaktoren

Strategie: Um eine flächendeckende Verwaltungsdigita-

lisierung zu fördern, sollte eine konkrete Digitalisierungs-

strategie entwickelt werden, die die im Koalitionsver-

trag formulierten Zielsetzungen weiter präzisiert. Diese 

Strategie sollte zudem die verschiedenen Gesetze und 

Maßnahmen (Registermodernisierung, Onlinezugangs-

gesetz (OZG), Digitalcheck von Gesetzen) gemeinsam 

denken. Ohne eine übergeordnete Strategie besteht die 

Gefahr, dass sich die einzelnen Maßnahmen wie in der 

vergangenen Legislaturperiode in Kleinigkeiten verlieren 

und keinen breiten, gesamtheitlichen Digitalisierungs-

ansatz verfolgen (dbb Beamtenbund und Tarifunion 

2022b). Schließlich sollte die Gesamtstrategie auch 

präzise Ziele und konkrete Maßnahmen entwickeln, um 

den Fortschritt der Projekte transparent und kontinuier-

lich messen zu können. Zwar wird das OZG-Ziel, 2022 

alle OZG-Leistungen zu digitalisieren aller Voraussicht 

nach nicht erreicht, dennoch hat sich bei OZG-Digitali-

sierungsprogrammen gezeigt, dass konkrete Fristen ein 

wichtiger Faktor bei der bisherigen Umsetzung waren.

Adaptives Management: Basierend auf kontinuier-

lichem Monitoring der Projekte sollten die strategische 

Ausrichtung sowie die operative Umsetzung von Digita-

lisierungsvorhaben schnellstmöglich angepasst werden. 

Ein Hindernis der Umsetzung des OZG bestand darin, 

dass anfangs kein transparentes Monitoring durch-

geführt wurde, sodass nicht schnell genug auf Um-

setzungshindernisse reagiert werden konnte. Mit der 

Einführung des Servicestandards für das OZG im Jahr 

2020 wurde die Notwendigkeit des Monitorings erkannt 

und regelmäßige technologische Evaluationen und Be-

urteilungen der Nutzungsintensität und Nutzer/-innenzu-

friedenheit wurden zu festen Bestandteilen der Betriebs-

prozesse. Grundsätzlich sollten das adaptive Monitoring 

und Management bereits in der Konzeption der Digitali-

sierungsstrategie berücksichtigt werden.

Kompetenz und Kapazität: Die digitale Kompetenz der 

Beschäftigten in der Verwaltung sowie der Bevölkerung 

spielen eine entscheidende Rolle bei einer effektiven 

Umsetzung von Digitalisierungsmaßnahmen in der 

Verwaltung. Daher ist es zu begrüßen, dass die Ampel-

koalition im Koalitionsvertrag plant, dass Digitalisierung 

zu einem allgemeinen und behördenübergreifenden 

Bestandteil der Ausbildung im Öffentlichen Dienst wird. 

Außerdem soll der Personalaustausch zwischen Ver-

waltung und Privatwirtschaft gefördert und vereinfacht 

werden. Dies ist eine wichtige Voraussetzung, um quali-

fizierte IT-Experten für die Verwaltungsmodernisierung 

zu mobilisieren.

Bund-Länder-Kommunen Koordination: Eine wich-

tige Rahmenbedingung für die effiziente Zusammen-

arbeit zwischen verschiedenen staatlichen Ebenen ist 

eine einheitliche IT-Architektur von Bund, Ländern und 

Kommunen. Eine einheitliche IT-Architektur stellt sicher, 

dass sich einzelne Elemente der föderalen IT-Strukturen 

durch vereinheitlichte Schnittstellen flexibel miteinander 

verbinden lassen. Diese Koordinationsarbeit wird seit 

Januar 2020 von der Föderalen IT-Kooperation (FITKO) 

übernommen.

Externe Rahmenbedingungen

»Makro«-Trends und Entwicklungen: Da sich digitale 

Technologien schnell weiterentwickeln, ist es wichtig, 

durch regelmäßige technologische Evaluationen (siehe 

Adaptives Management) mit den aktuellen Entwicklun-

gen Schritt zu halten und die bestehenden Programme 

und Projekte entsprechend anzupassen. Hier besteht 

noch Verbesserungspotenzial in der Geschwindigkeit, 

mit der die Regierung auf technologische Entwicklungen 

reagiert. Beispielweise verfügen Personalausweise seit 

2010 über einen Mikrochip, auf dem die Personendaten 

elektronisch gespeichert werden. Allerdings spielen 

das Smartphone und die Identifikation über das Inter-

net schon seit Jahren eine immer größere Rolle. Hierauf 

reagierte die Bundesregierung erst 2021 mit der Einfüh-

rung des Smartphone-basierten Onlineausweises. Das 
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Verfahren befindet sich weiterhin in der Testphase, ist 

auf sehr wenige Smartphone-Modelle beschränkt und 

noch lange nicht in der breiten Bevölkerung angekom-

men (BMI 2021b).

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Das »Einer für 

Alle«-Prinzip (EfA) soll die Verwaltungsdigitalisierung 

beschleunigen, indem digitale Angebote, die einmal ent-

wickelt worden sind, von anderen Ländern oder Kommu-

nen nachgenutzt werden können und somit nicht erneut 

konzipiert werden müssen. Gleichzeitig befürchten 

IT- und Kommunalverbände jedoch, dass das EfA-Prin-

zip zu einer Konzentration oder gar Monopolisierung der 

Anbieterlandschaft führt (eGovernment Computing 2021, 

Kommune21 2020). Da EfA-Projekte häufig von öffentli-

chen IT-Dienstleistern umgesetzt werden, werden privat-

wirtschaftliche IT-Anbieter benachteiligt. Es entsteht das 

Risiko technischer Lock-in Effekte und der Abhängig-

keit der Verwaltungen von bestimmten Anbietern. Um 

kombinierte und innovative IT-Lösungen zu ermöglichen, 

sollten stärkere Standards gesetzt und offene Schnitt-

stellen in die Programme integriert werden.

Akzeptanz: Schließlich ist die Akzeptanz der Bevöl-

kerung ein entscheidender Faktor für den Erfolg der 

Verwaltungsmodernisierung. Nur wenn die Menschen die 

digitalen Verwaltungsdienste aktiv nutzen, kann die Ver-

waltungsmodernisierung gelingen. Um die Bevölkerung 

vom Nutzen der digitalen Dienste zu überzeugen, müs-

sen diese möglichst nutzerfreundlich gestaltet werden. 

Außerdem sollten die Nutzer/-innen mit ausreichend 

Informationen zur einfachen Handhabung der Verwal-

tungsdienstleistungen versorgt werden. In der Praxis 

sind gerade die Auffindbarkeit und Durchgängigkeit 

oftmals Barrieren bei der Nutzung von Online-Behörden-

diensten. Eine repräsentative Umfrage unter Privatperso-

nen in Deutschland bestätigt zudem, dass bei Menschen 

ohne Erfahrung mit E-Government-Diensten persönliche 

Einstellungen und Berührungsängste das wichtigste 

Hemmnis sind (Initiative D21 e.V. 2021). Um die Nicht-

Nutzer/-innen zu überzeugen, sollten die Barrierefrei-

heit und der Komfort des Angebots sowie die positiven 

Nutzungseffekte hervorgehoben werden und das Gefühl 

einer persönlichen Betreuung vermittelt werden.

Infrastruktur: Vorreiter-Staaten der Verwaltungsdigita-

lisierung wie z.B. Estland (siehe Best Practices unten) 

zeichnen sich unter anderem dadurch aus, dass eine 

flächendeckende, funktionierende digitale Infrastruktur 

gegeben ist, sodass ein Zugang zu digitalen Verwal-

tungsdiensten überall gewährleistet ist. Hier besteht in 

Deutschland noch großer Aufholbedarf, da die digitale 

Infrastruktur derzeit noch einem »digitalen Flickentep-

pich« gleicht (siehe Kapitel 3.2 zum Glasfaserausbau). 

Daher sollten Verwaltungsmodernisierung und der Aus-

bau der digitalen Infrastruktur strategisch eng miteinan-

der verknüpft werden.

Internationale Best Practices

Um die Verwaltungsmodernisierung effektiv voranzu-

treiben, sollte man von internationalen Vorreitern wie 

Estland lernen. Estland eignet sich besonders als Vor-

bild, da es bei der Digitalisierung des Staates weltweit 

führend ist und als EU-Mitglied den gleichen regulatori-

schen Rahmenbedingungen wie Deutschland unterliegt. 

Auch wenn Estland im Gegensatz zu Deutschland ein 

Einheitsstaat ohne föderale Gliederung ist, zeigt sich, 

dass die wesentlichen Komponenten und Prinzipien der 

Verwaltungsdigitalisierung in Estland mit denen anderer 

föderaler Staaten, die die staatliche Verwaltung ebenfalls 

erfolgreich modernisiert haben wie z.B. Österreich, größ-

tenteils übereinstimmen. Dabei lassen sich insbesondere 

folgende Best Practices identifizieren.

• Grundvoraussetzung für eine erfolgreiche Digitalisie-

rung der Verwaltung ist eine starke digitale Identi-
tät. Die estnische eID-Card ist seit 2002 obligato-

risch und allgemeingültig und wird von 70 Prozent 

aller eID-Card-Besitzer regelmäßig genutzt (Lenz 

und Hartleb 2021). In Dänemark wird die dänische 

elektronische Identität sogar von 90 Prozent der 

Menschen täglich genutzt (Königliche Dänische Bot-

schaft 2022).

• Gemäß dem One-Stop-Government Prinzip wurde 

in den Vorreiter-Staaten eine behördenübergreifen-

de, zentrale Verwaltungsplattform geschaffen, die 

beinahe alle Verwaltungsleistungen abwickelt. In 

Estland können 99 Prozent aller Verwaltungsleistun-

gen über das zentrale Staatportal erledigt werden 

(E-Estonia 2022).

• Gemäß dem Once-Only-Prinzip müssen Daten in 

Estland nur einmal an die Verwaltung übermittelt 

werden; per Gesetz ist eine doppelte Nachfrage der-

selben Daten verboten (Lenz und Hartleb 2021).

• Für eine effiziente, nutzerfreundliche Digitalisierung 

der Verwaltung muss der Datenaustausch zwi-
schen verschiedenen Behörden reibungslos funk-
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tionieren, unter Gewährleistung des Datenschutzes 

und der Datensicherheit. Dazu wurde in Estland die 

sichere Datenaustauschschicht X-Road geschaf-

fen. X-Road ermöglicht Kooperationen zwischen 
öffentlichem und privatem Sektor, da auch private 

Unternehmen mit einer eigenen eID an die Dateninf-

rastruktur angeschlossen werden können (E-Estonia 

2022).

• In Dänemark und Österreich wurde die Verwaltungs-

digitalisierung durch eine Digitalisierungsagentur 
koordiniert (Röhl und Graf 2021, Deppe 2019). Die 

dänische Digitalisierungsagentur entwickelt alle fünf 

Jahre eine Agenda für die kommenden Jahre (Deppe 

2019). Der Nutzen einer zentralen Koordination und 

strategischen Ausrichtung der verschiedenen Digita-

lisierungsaktivitäten wurde bereits in der Diskussion 

der Rahmenbedingungen herausgestellt.

Zudem weist die erfolgreiche Digitalisierung Estlands auf 

die grundlegende Bedeutung zweier Rahmenbedingun-

gen hin. Erstens wurde die Verwaltungsdigitalisierung 

durch die flächendeckende digitale Infrastruktur – auch 

im ländlichen Raum – ermöglicht. Zweitens herrscht eine 

große Akzeptanz in der Bevölkerung: 82 Prozent der est-

nischen Bevölkerung ist zufrieden mit E-Public Services 

(E-Estonia 2022).
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4. FAZIT UND HANDLUNGS- 
EMPFEHLUNGEN
Strategie: Eine gesamtheitliche Strategie ist ein ent-

scheidender Erfolgsfaktor zur effektiven Umsetzung 

von Innovationsvorhaben. In zwei der fünf betrachteten 

Innovationsfelder (Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur, 

Förderung des Städtebaus) plant die Bundesregierung 

gemäß des Koalitionsvertrags die bereits bestehenden 

Strategien fortzuführen und weiterzuentwickeln. Dabei 

gilt es, die Strategien basierend auf den Erfahrungen der 

vergangenen Jahre anzupassen und, insbesondere beim 

Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur, gesamtheitlicher zu 

denken. In den anderen drei Innovationsvorhaben (Aus-

bau der Glasfaserinfrastruktur, Industrie 4.0: Künstliche 

Intelligenz und Zukunftsinvestitionen, Quantentechnolo-

gie, Verwaltungsmodernisierung) finden sich im Koali-

tionsvertrag zwar vereinzelt strategische Ziele (wie z.B. 

beim Glasfaserausbau das Ziel der flächendeckenden 

Grundversorgung mit FTTH-Technologie), jedoch keine 

genauen Angaben, wie diese in eine übergeordnete, 

gesamtheitliche Strategie integriert werden sollen.

Für alle fünf Innovationsvorhaben kommt es zudem nun 

darauf an, die strategischen Ziele und Maßnahmen zu 

konkretisieren, sodass die Investitionsvorhaben in der 

laufenden Legislaturperiode entschieden vorangetrieben 

werden und der Fortschritt in der Umsetzung durch ent-

sprechende Indikatoren überprüft werden kann.

Adaptives Management: Die Fähigkeit, Fördermaßnah-

men schnell und flexibel anzupassen, ist ein wichtiger 

Erfolgsfaktor, wie u.a. die Erfahrungen in der Städtebau-

förderung und beim Ladesäuleninfrastrukturausbau zei-

gen. Daher ist für alle fünf untersuchten Innovationsvor-

haben ein systematisches, kontinuierliches Monitoring 

der Umsetzung der Fördermaßnahmen anhand klar de-

finierter Zielwerte und messbarer Indikatoren zwingend 

erforderlich und sollte von der neuen Bundesregierung 

auf den Weg gebracht werden. Wichtig ist hierbei auch, 

dass die Förderprogramme auf die technologischen und 

gesellschaftlichen Entwicklungen reagieren, allen voran 

auf die rasante Digitalisierung der Gesellschaft. In der 

Vergangenheit variierte der Grad des adaptiven Manage-

ments stark zwischen den Investitionsvorhaben: Wäh-

rend bspw. bei Förderungen im Bereich KI aufgrund feh-

lenden Monitorings der Förderprogramme oftmals nicht 

schnell genug auf technologische Neuerungen reagiert 

wurde, wies die Städtebauförderung ein hohes Maß an 

adaptivem Management auf. Wie die Erfahrungen aus 

dem Städtebau zeigen, ist es besonders erfolgsver- 

sprechend externe Gutachter/-innen und Expert/-innen 

zur Evaluation heranzuziehen und ein programmüber-

greifendes Evaluierungskonzept anzuwenden.

Kompetenz und Kapazität: Die Umsetzung der Investi-

tionsvorhaben hängt entscheidend von der Kompetenz 

und Kapazität der öffentlichen Verwaltung ab. Insbeson-

dere auf kommunaler Ebene fehlen häufig die personel-

len Ressourcen und technische Kompetenz, um die Um-

setzung der Investitionsvorhaben und Förderprogramme 

effektiv zu koordinieren. Dies hat bisher vor allem die 

Umsetzung der Förderprogramme im Ladesäulenausbau 

und im Städtebau gehemmt.

Die aktuelle Bundesregierung hat diese Problematik 

erkannt und sich im Koalitionsvertrag das ambitionierte 

Ziel gesetzt, die Verfahrensdauer mindestens zu halbie-

ren. Konkret sieht der Koalitionsvertrag Personal- und 

Weiterbildungsoffensiven sowie Digitalisierung auf allen 

Verwaltungseben vor. Somit hängen die Erhöhung der 

Kompetenz und Kapazität und die Beschleunigung der 

Genehmigungsverfahren entscheidend von der Umset-

zung des oben diskutierten Investitionsvorhabens der 

Verwaltungsmodernisierung ab.

Gleichzeitig sollten Kommunen dabei unterstützt 

werden, zentrale Schlüsselkompetenzen regional zu 

bündeln. Hier ist die von der Bundesregierung geplante 

Stärkung von kommunalen Netzwerken beim Ladesäu-

lenausbau positiv hervorzuheben.

Bund-Länder-Kommunen Koordination: Durch die 

föderale Struktur der Bundesrepublik ergibt sich die Not-

wendigkeit, Investitionsvorhaben zwischen dem Bund, 

den Ländern und den Kommunen zu koordinieren. So 

liegt die Verantwortung für die Umsetzung der vom Bund 

geförderten Innovationsvorhaben z.T. auf Landes- bzw. 

Kommunalebene, wie bspw. beim Glasfaserausbau, der 

Städtebauförderung oder der Umsetzung des OZG im 

Rahmen der Verwaltungsmodernisierung. Darüber hin-
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aus bedarf es für effektive Investitionen auch einer Koor-

dination, um die Maßnahmen und Förderprogramme auf 

Bundeseben mit den existierenden Förderprogrammen 

auf Landesebene abzustimmen, wie das Innovationsvor-

haben Industrie 4.0 KI/QT zeigt.

Die neue Bundesregierung sollte daher bei allen fünf 

Innovationsvorhaben die Bund-Länder-Kommunen-Ko-

ordination institutionalisieren bzw. bereits bestehende 

Koordinationsstellen stärken. Die Schaffung einer zent-

ralen Koordinationsstelle hat sich bspw. beim Ladesäu-

leninfrastrukturausbau und der Verwaltungsmodernisie-

rung als sinnvoll erwiesen und könnte als Vorbild für die 

anderen drei Innovationsvorhaben dienen. Insbesondere 

in den Bereichen Glasfaserinfrastrukturausbau, Städte-

bauförderung und Verwaltungsmodernisierung sollte 

eine Überlastung der Kommunen möglichst vermieden 

und finanzschwache Kommunen unterstützt werden.

»Makro«-Trends und Entwicklungen: In der stra-

tegischen Planung der Investitionsvorhaben sollten 

Makro-Trends wie die zunehmende Digitalisierung and 

die Transformation hin zur Klimaneutralität stets be-

rücksichtigt und in die Ausgestaltung der Maßnahmen 

integriert werden. So wird die fortschreitende Digitali-

sierung bspw. die Nachfrage nach schnellem, flächen-

deckendem Internet weiter steigern und sollte bei der 

Ausgestaltung des Ausbauplans für die Glasfaserinfra-

struktur mitgedacht werden. Technologische Entwick-

lungen sollten in allen fünf Investitionsvorhaben daher im 

Rahmen des Adaptive Monitoring regelmäßig evaluiert 

werden, und die Förderprogramme entsprechend an-

gepasst werden. Vor dem Hintergrund der ambitionierten 

Klimaschutzziele der aktuellen Bundesregierung sollte 

zudem bei jedem der fünf Investitionsvorhaben (insbe-

sondere beim Städtebau, der Förderung von KI/QT und 

der Ladesäuleninfrastruktur) darauf geachtet werden, 

dass die geförderten Projekte möglichst nachhaltig aus-

gestaltet sind und, wann immer möglich, zur Einsparung 

von Treibhausgasemissionen beitragen.

Markt- und Wettbewerbsstrukturen: Bei der Aus-

gestaltung der öffentlichen Investitionen und Förder-

programme sollten Markt- und Wettbewerbsstrukturen 

explizit miteinbezogen werden. Es sollte grundsätzlich 

darauf geachtet werden, dass die Fördermaßnahmen 

nicht zu einer Verzerrung des Wettbewerbs führen oder 

Konzentrationstendenzen auslösen. In drei der unter-

suchten Innovationsvorhaben (Ausbau der Glasfaserinf-

rastruktur, Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur, Verwal-

tungsmodernisierung) bestehen besonders hohe Risiken 

der Konzentration bzw. Monopolisierung der Anbieter-

landschaft. Daher sollte die aktuelle Bundesregierung 

konkrete Maßnahmenvorschläge entwickeln, wie dieser 

Monopolisierung entgegengewirkt werden kann bzw. 

der Wettbewerb gestärkt werden kann, um die Endver-

braucher:innen und die öffentliche Hand vor zu hohen 

Preisen und Abhängigkeiten zu schützen.

Im Bereich KI und QT besteht weniger die Gefahr einer 

Monopolisierung, sondern viel eher das Problem, dass 

die Start-Up-Landschaft, die zu den Haupttreibern der 

KI-und QT-Innovationen zählt, in Deutschland oftmals 

mit mangelhaften Rahmenbedingungen konfrontiert ist. 

Hinzu kommt, dass KMU als Motor der deutschen Wirt-

schaft auf Unterstützung bei der Implementierung von 

Zukunftstechnologien wie KI angewiesen sind. Die im 

Koalitionsvertrag vorgesehene Stärkung der deutschen 

Start-Up-Landschaft sowie die Unterstützung der KMU 

bei der Digitalisierung sollte daher von der neuen Bun-

desregierung baldmöglichst mit konkreten Maßnahmen 

in die Tat umgesetzt werden.

Bei der Städtebauförderung besteht das primäre Risiko 

darin, dass die Förderung zu einem Crowding Out pri-

vater Investoren führen könnte. Bislang hat die aktuelle 

Bundesregierung noch kein Konzept vorgestellt, wie 

diesem Crowding Out begegnet werden könnte.

Akzeptanz: Die Effektivität der staatlichen Fördermaß-

nahmen hängt stark von der Akzeptanz in der breiten 

Bevölkerung. Besonders bei den vier Innovationsvorha-

ben, die primär den Einsatz von neuartigen Technologien 

vorsehen (Ausbau der Glasfaserinfrastruktur, Ausbau 

der Ladesäuleninfrastruktur, Industrie 4.0: Künstliche 

Intelligenz und Quantentechnologie, Verwaltungsmoder-

nisierung), sind Technologieakzeptanz sowie Nutzer:in-

nenfreundlichkeit essenziell. Es ist daher zu begrüßen, 
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dass die Bundesregierung bei allen fünf Innovationsvor-

haben im Koalitionsvertrag akzeptanzfördernde Maß-

nahmen festgehalten hat. Beim Ausbau der Glasfaser-

infrastruktur plant die Bundesregierung die Einführung 

eines Voucher-Programms, während beim Ausbau der 

Ladesäuleninfrastruktur dialogorientiert für eine allge-

meine Akzeptanz der Verkehrswende geworben werden 

soll. Als akzeptanzfördernde Maßnahme im Bereich KI 

ist die Umsetzung des risikobasierten Ansatzes vorgese-

hen und im Bereich der Verwaltungsmodernisierung soll 

das Bekenntnis zur Transparenz und dem Datenschutz 

die Ängste vor einer digitalisierten Verwaltung nehmen. 

Hinsichtlich der Städtebauförderung sind in den exis-

tierenden Förderprogrammen, die die Bundesregierung 

weiterführt, bereits akzeptanzfördernde Maßnahmen 

vorgesehen, wie Informationsangebote und die Einbin-

dungen von Bürger/-innen in den Gestaltungsprozess.

Infrastruktur: Bei zwei der fünf untersuchten Innova-

tionsvorhaben (Industrie 4.0: Künstliche Intelligenz und 

Quantentechnologie, Verwaltungsmodernisierung) stellt 

die digitale Infrastruktur (Netzabdeckung, Übertragungs-

geschwindigkeit) die zentrale Rahmenbedingung dar, 

weshalb die zwei Vorhaben strategisch eng mit dem 

Ausbau der Glasfaserinfrastruktur verknüpft werden 

sollten und der Ausbau der Glasfaserinfrastruktur von 

der neuen Bundesregierung prioritär vorangetrieben 

werden sollte. Eine weitere infrastrukturelle Rahmenbe-

dingung, die besonders für den Ausbau der Ladesäulen-

infrastruktur relevant ist, ist der Ausbau der Wind- und 

Solarenergie sowie der Ausbau der Stromnetze. Bei 

den Investitionsvorhaben, die auf die Schaffung bzw. 

Erweiterung von Infrastruktur abzielen (Ausbau der Glas-

faserinfrastruktur, Ausbau der Ladesäuleninfrastruktur, 

Städtebauförderung), sollte die Bundesregierung darauf 

verzichten, nicht-zukunftsfähige Infrastrukturen als 

»Übergangstechnologien« auszubauen und zu fördern.
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